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VERBANDSGEMEINDE RHEIN-SELZ 

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2030 – 8. ÄNDERUNG  
(RECHENZENTRUM UND GEWERBE IM RHEIN-SELZ-PARK) 

AUSWERTUNG DER ANREGUNGEN 

•  aus der förmlichen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  

•  aus der förmlichen Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

•  aus der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
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I ERLÄUTERUNGEN ZUM VERFAHREN 

Die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte mit Veröffentlichung im Internet und der zusätz-
lichen öffentlichen Auslegung der Entwurfsfassung bei der Verbandsgemeindeverwaltung in Oppen-
heim jeweils in der Zeit vom 21. Juli 2025 bis einschließlich 29. August 2025. 

Die Anregungen werden im Folgenden wiedergegeben,1 ein Abwägungsvorschlag wird formuliert. 

Den Rücklauf aus den Beteiligungsverfahren zeigen die nachfolgenden Tabellen. 

Im Anschluss werden die Stellungnahmen mit Anregungen und / oder Hinweisen in der Reihenfolge 
ihrer Nummerierung behandelt.  
 

 
1
  Eventuelle redaktionelle Fehler der Originalstellungnahmen werden, soweit das Gemeinte zweifelsfrei er-

kennbar ist, bei der Abschrift korrigiert. 
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II BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BE-
LANGE  

2.1  Tabellarische Übersichten 

In der folgenden Tabelle werden diejenigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange aufgeführt, 

die an der Planung beteiligt wurden, aber entweder keine Stellungnahme abgegeben haben oder der Pla-

nung ausdrücklich zugestimmt haben. 

Nr. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange  Datum 

Anregun-
gen / Hin-

weise 
Ja       Nein 

T2 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd - Raumordnung und Landespla-
nung 

- 
  

T4 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd -Gewerbeaufsicht -   

T5 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Mainz  -   

T6 Generaldirektion Kulturelles Erbe - Direktion Landesarchäologie, Mainz -   

T7 Generaldirektion Kulturelles Erbe -Direktion Landesarchäologie -Erdge-
schichte-, Koblenz 

- 
  

T08 
DLR Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Rheinhessen-Nahe-Hunsrück, 
Bad Kreuznach 

25. Jul. 2025  x 

T11 Landesbetrieb LBB  -   

T12 Vermessungs- und Katasteramt Rheinhessen-Nahe -   

T14 Finanzamt Mainz-Süd -   

T15 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Bonn 

11. Jul. 2025  x 

T16 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Koblenz  13. Aug. 2025  x 

T18 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Alzey 22. Aug. 2025  x 

T20 Handwerkskammer Rheinhessen -   

T22 SPNV Zweckverband Schienenpersonennahverkehr  -   

T23 ORN Omnibusverkehr Rheinhessen-Nahe GmbH -   

T24 Deutsche Bahn AG  -   

T26 Deutsche Post AG  -   

T28 EWR Netz GmbH  -   

T30 AöR Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mz-Bin -   

T31 Evangelische Kirche für Hessen und Nassau -   

T32 Bischöfliches Ordinariat Mainz -   

T33 Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, Langen 17. Jul. 2025  x 
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In der hier folgenden Tabelle werden diejenigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange aufge-

führt, die an der Planung beteiligt wurden, und im Rahmen der förmlichen Beteiligung Stellungnahmen mit 

Anregungen abgegeben haben. Die Wiedergabe zu Stellungnahmen mit Anregungen / Hinweisen erfolgt im 

Wortlaut und ist mit einem Abwägungsvorschlag versehen. 

Nr. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Stellungnahme vom 

Anregungen / 
Hinweise 

Seite 

ja nein  

T01 Kreisverwaltung Mainz Bingen, Ingelheim am Rhein 13. Aug. 2025 x  4 

T03 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz, Mainz 

15. Aug. 2025 x  8 

T09 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz 15. Aug. 2025 x  9 

T10 Landesbetrieb Mobilität Worms, Koblenz 26. Aug. 2025 x  10 

T13 Forstamt Rheinhessen, Alzey 14. Jul. 2025 x  10 

T19 Industrie- und Handelskammer Rheinhessen, Bingen 29. Jul. 2025 x  11 

T21 
ZAR Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen, 
Alzey 

28. Jul. 2025 x  13 

T25 Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach 15. Aug. 2025 x  14 

T29 Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH 05. Aug. 2025 x  15 
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2.1  Auswertung der Stellungnahmen 

Stellungnahme vom 13. Aug. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

1. 
Aus Sicht der Unteren Landesplanungsbehörde bestehen 
folgende Anmerkungen 

1.1.  
Die aus raumordnerischer Sicht bedeutsamen Erforder-
nisse der Raumordnung wurden bereits in der landespla-
nerischen Stellungnahme sowie im vorangegangen Ver-
fahren nach § 4 Abs. 1 BauGB bekanntgegeben. 

1.2.  
Gem. § 4 Abs. 1 ROG sind die Ziele der Raumordnung 
i. V. m. § 1 Abs. 4 BauGB zu beachten sowie die Grunds-
ätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in den 
der Planung zugrundeliegenden Abwägungs- oder Ermes-
sensentscheidungen zu berücksichtigen. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

2. 
Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde bestehen fol-
gende Anmerkungen 

2.1 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken hinsichtlich 
der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes der Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz für den Bereich Nierstein. Es 
handelt sich um die Umnutzung der Konversionsfläche der 
ehemaligen amerikanischen Liegenschaft zu einem ‚Son-
dergebiet‘ mit der Zweckbestimmung ‚Rechenzentrum‘ 
und einer ‚gewerblichen Baufläche‘ im südöstlichen Be-
reich. 

2.2 
Die Flächennutzungsplanänderung wird im Parallelverfah-
ren mit dem Bebauungsplan ‚Rhein-Selz-Park, II / Rechen-
zentrum‘ aufgestellt. Wir stellen fest, dass die im Rahmen 
der vorbereitenden Bauleitplanung vorgelegten Unterla-
gen und Fachgutachten hinsichtlich der Belange des Na-
tur- und Artenschutzes identisch sind mit denjenigen der 
verbindlichen Bauleitplanung. Sie erlauben also bereits 
auf dieser Ebene eine detaillierte Beurteilung des Vorha-
bens, der wir grundsätzlich zustimmen können. Der Fokus 
liegt auch hier auf dem größtmöglichen Erhalt der beste-
henden Grünstrukturen sowie der Ausführungen zum Um-
gang mit den artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen 
für Reptilien, Feldhamster und Avifauna. 

2.3 
Wir haben jedoch festgestellt, dass sich die zur Verfügung 
gestellten Fachgutachten ausschließen auf das Rechen-
zentrum beziehen und die gewerbliche Baufläche, welche 
auch Bestandteil der Flächennutzungsplanänderung ist, 
ausschließen. Auch in der Begründung zur Flächennut-
zungsplanänderung wird prioritär auf das Rechenzentrum 
eingegangen und nur vereinzelt das gesamte Areal (‚incl. 

 

 

 

Zu 2.1 und 2.2: Die grundsätzliche Zustimmung 
wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2.3 und 2.4: Kenntnisnahme 

 

T01 Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Ingelheim am Rhein 
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der weitergehenden gewerblichen Nutzung‘, Begründung 
S. 22 oben) erwähnt und betrachtet. 

2.4 
Da es jedoch sinnvoll und möglich ist, die vorliegenden 
Erkenntnisse - insbesondere hinsichtlich des Artenschutzes 
- aus der verbindlichen Bauleitplanung des ‚Rechenzent-
rums‘ auf das Restgebiet der ‚gewerblichen Nutzung‘ zu 
übertragen, stimmen wir der 8. Änderung des Flächennut-
zungsplanes 2030 der VG Rhein-Selz zu. 

3. 
Aus Sicht der Unteren Wasserbehörde (Wasserwirtschaft) 
bestehen folgende Anmerkungen zum Bodenschutz: 

3.1 
Wir weisen darauf hin, dass gemäß § 15 Abs. 1 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) altlastverdächtige Flä-
chen der Überwachung durch die zuständige Behörde, in 
diesem Fall der SGD Süd als zuständige Obere Boden-
schutzbehörde unterliegen. 

3.2 
Generell bedürfen bei als altlastverdächtig eingestuften 
Flächen deshalb Nutzungsänderungen, insbesondere Ein-
griffe in den Untergrund, Entsiegelungen oder die Über-
bauung, grundsätzlich der Zustimmung durch die SGD 
Süd (Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regio-
nalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
Mainz). 

3.3. 
Diesen Hinweis bitten wir unter Ziffer 6.5 Belange des Bo-
dens in der Begründung (S.21) zu ergänzen. 

 

 

 
3.4. 
Gemäß dem parallel verlaufenden B-Planverfahren 
‚Rhein-Selz-Park II / Rechenzentrum‘ kann der dortigen 
Begründung entnommen werden, dass im Zuge von um-
fangreichen Baugrunduntersuchungen in der 2. Jahres-
hälfte 2024 insgesamt 22 Verdachtsflächen identifiziert 
wurden, die vor Inanspruchnahme einer genaueren Bo-
denuntersuchung bedürfen. 

3.5. 
Wir empfehlen diesbezüglich mit der zuständigen Oberen 
Bodenschutzbehörde die weitere Vorgehensweise abzu-
stimmen und ggf. eine nachrichtliche Darstellung der 
22 Verdachtsflächen in der Planzeichnung vorzunehmen. 

 

 

Zu 3.1, 3.2 und 3.3: Die Begründung wird er-
gänzt. 

Es ist bekannt, dass altlastenverdächtige Flä-
chen der Überwachung durch die Struktur- und 
Genehmigungsdirektion als Obere Boden-
schutzbehörde unterliegen. Es wurden bereits 
Abstimmungen mit der Behörde vorgenommen. 

Im Ergebnis konnte festgestellt werden, dass die 
gesamte Fläche (Rechenzentrum und ehemalige 
Housing) nicht mehr als Altlastenverdachtsflä-
che darzustellen ist. Bei der Umsetzung der Pla-
nung sind ggf. anlassbezogen Bodenuntersu-
chungen erforderlich. 

Die Hinweise betreffen die Objektplanung so-
wie die Bauausführung und sind auf den nach-
geordneten Ebenen entsprechend zu berück-
sichtigen  

Klarstellenderweise wird die Begründung dies-
bezüglich ergänzt.  

zu 3.4 und 3.5: Die Anregungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

Die Verdachtsflächen sind in den beiden geo-
technischen Berichten vom CDM Smith enthal-
ten. Der städtebauliche Vertrag zum Bebau-
ungsplan ‚Rechenzentrum‘ enthält die Verpflich-
tung, sofern schädliche Bodenveränderungen 
oder Altlasten festgestellt werden, diese den An-
forderungen des BBodSchG entsprechend zu 
beseitigen oder zu sanieren.  

Die Kennzeichnungspflicht im Flächennutzungs-
plan ist bekannt, kommt jedoch gemäß den vor-
liegenden Aussagen der Struktur- und Geneh-
migungsdirektion Süd und den fachgutachterli-
chen Erkenntnissen auf der Ebene der Bebau-
ungsplanung hier nicht zum Tragen.  

4. 
Gegen den Bauleitplan bestehen aus brandschutztechni-

scher Sicht folgende Anregungen. 

 
Zu 4.: Die Hinweise zum Brandschutz werden 
zur Kenntnis genommen. 
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4.1. 
Bauliche Anlagen müssen so angeordnet und beschaffen 
sein, dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbrei-
tung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei einem 
Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirk-
same Löscharbeiten möglich sind. 

4.2. 
Bei den kommenden, nachgeordneten Bauleitplanverfah-
ren ist die offene Frage der Sicherstellung von der Lösch-
wasserversorgung zu klären. Voraussichtlich werden für 
wirksame Löscharbeiten bei baulichen Anlagen auf der 
Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung ‚Rechenzent-
rum‘, bei denen keine automatischen Löschanlagen vor-
gesehen werden, zur Brandbekämpfung ggf. auch Sonder-
löschmittel notwendig. 

4.3. 
Die Details hierzu sollten frühzeitig in Abstimmung mit der 
Brandschutzdienststelle Landkreis Mainz-Bingen geklärt 
werden (Hinweis: Erste Vorgespräche haben bereits statt-
gefunden). 

Die Ausführungen betreffen nicht den Rege-
lungsumfang der Flächennutzungsplanung.  

 

Obligatorische Hinweise 

Die Grundstücke müssen der Nutzung entsprechend er-
schlossen sein und der Bebauungsplan muss die Erschlie-
ßung im Sinne von § 30 BauGB & §§ 123-135ff BauGB 
vollständig regeln. 

 

 

 

Gem. Nr. 3.5 der Anlage 1 zu § 3 Abs. 1 LUVPG bedarf 
der Bau einer öffentlichen Straße oder einer Privatstraße 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls, um festzu-
stellen, ob eine Pflicht zur Umweltprüfung besteht. Sollte 
dies der Fall sein, so wäre bspw. die Anwendung des be-
schleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB nicht statthaft. 

Gem. G 22 ROP sollen ‚die Träger der Flächennutzungs-
planung [...] ein geeignetes Flächenmanagement einrich-
ten, in dem die Baulandreserven in den Innen- und Außen-
bereichen einschließlich Baulücken systematisch aktuell 
gehalten [...] [und] die bereits etablierte und erprobte Platt-
form RAUM+Monitor angewendet werden‘. Diese ist vor-
gesehen als landesweites Instrument für das Flächenma-
nagement gem. Z 31 LEP IV und ermöglicht eine einheitli-
che Prüfung der vorrangigen Innenentwicklung und damit 
die Einhaltung der Ziele der Raumordnung. Mit diesem 
Tool kann für alle Planungsebenen eine Übersicht über 
Bauflächen und Baupotentiale im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan bereitgestellt und zudem eine belast-
bare Datenbasis für den Raumordnungsbericht des Landes 
sowie die regionalen Raumordnungsberichte sichergestellt 
werden. Die Datenpflege obliegt den Kommunen und 
sollte zumindest jährlich, nach entsprechender Bautätigkeit 
auch öfter aktualisiert werden, bspw.  

- sofort bei genehmigter Änderung oder Fortschreibung 

Kenntnisnahme 

Für die Ebene der Flächennutzungsplanung gibt 
es kein Erschließungsgebot. Der Hinweis betrifft 
die Ebene der Bebauungsplanung. Ungeachtet 
dessen grenzen die geplanten Bauflächen an 
die Bundesstraße B 420 von der aus die weiter-
gehenden Erschließungsmaßnahmen ohne 
Probleme auf den nachgeordneten Ebenen vor-
gesehen werden können. 

Die Vorgaben des LUVPG kommen bei der vor-
liegenden Flächennutzungsplanänderung nicht 
zur Anwendung. Die Änderung des Flächennut-
zungsplanes wird im Vollverfahren und nicht ge-
mäß § 13a BauGB durchgeführt. 

 

Im angesprochene Grundsatz 22 des Regiona-
len Raumordnungsplanes Rheinhessen-Nahe 
geht es um ein Flächenmanagement für Bau-
landreserven. Die dort beschriebene Vorge-
hensweise soll von den Trägern der Flächennut-
zungsplanung berücksichtigt werden. Dies er-
folgt jedoch nicht im Rahmen einer einzelnen 
Flächennutzungsplanänderung, sondern als ei-
gene übergeordnete Aufgabe. 
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des FNP; 
- sofort, wenn ein Baubeginn bekannt wird; 
- wenn neue Potentialflächen entstehen. 

Eine umfassende Aktualisierung der Daten wird darüber 
hinaus spätestens für Fortschreibungen des FNP bei Bau-
flächenausweisungen im Außenbereich erforderlich, um 
die raumordnerische Prüfung der Planungen gem. Z 31 
LEP IV ggf. i. V. m. Z 20 ROP zu ermöglichen. Für etwaige 
Anwendungshinweise bezüglich Raum+Monitor wird auf 
folgenden Link der SGD SÜD verwiesen: https://sgdsued. 
rlp.de/themen/flaechenmanagement 

Gemäß des Grundsatzes 161 des regionalen Raumord-
nungsplanes sind folgende Klimaschutz Belange zu beden-
ken: ‚In der Region soll die Erschließung und die Nutzung 
erneuerbarer Energien, insbesondere Windkraft, Sonnen-
energie, Wasserkraft, Geothermie sowie Biomasse, ver-
stärkt ausgebaut werden. Den damit verbundenen Erfor-
dernissen soll im Rahmen der städtebaulichen Planungen 
und der lnfrastrukturfachplanungen Rechnung getragen 
werden.‘ 

Und die Begründung zum Grundsatz führt dies weiter aus: 
‚Um den avisierten landespolitischen Zielen, den Anteil der 
Erneuerbaren Energien am gesamten Stromverbrauch bis 
zum Jahr 2030 bilanziell auf 100 % zu erhöhen, wird 
deutlich, dass diese Ziele nur mit einem ganzheitlichen 
und umsetzungsfähigen Handlungskonzept für die kom-
menden Jahrzehnte zu erreichen sind. Vorrangig wird die 
Nutzung von Windenergie, Biomasse und Sonnenenergie 
von Bedeutung sein. Ziel ist es, diese Potenziale entspre-
chend den regionalen Gegebenheiten im Sinne einer 
nachhaltigen Energieversorgung und im Einklang mit den 
anderen öffentlichen Belangen bestmöglich zu nutzen.‘ Es 
sollte geprüft werden ob vor diesem Hintergrund eine In-
tegration von Erneuerbaren Energien in dem o. g. Vorha-
ben implementiert wurde und realisiert wird. 

Dieser Hinweis zur Beachtung des Grundsatzes soll sich 
innerhalb der Bauleitplanung und dem vorliegenden Vor-
haben vorrangig auf die Ausweisung und Planung von po-
tenziellen Photovoltaiknutzung auf Dächern und/oder Fas-
saden beziehen. 

Gültige Satzungen sind von der Gemeinde vorzulegen und 
ggf. zu beachten, auch bei zukünftigen Bauvorhaben in-
nerhalb des Plangebietes. 

Bitte achten Sie auf die Aktualität aller verwendeten 
Rechtsgrundlagen. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht den Rege-
lungsumfang der Flächennutzungsplanung. Es 
ist jedoch bekannt, dass diese Themen im lau-
fenden Planungsprozess zum Bebauungsplan 
‚Rechenzentrum‘ und auf der Projektebene be-
arbeitet werden. Auch für eventuelle weitere Be-
bauungspläne sind die Vorgaben des Regional-
plans beachtlich. 

Nach § 11 Abs. 5 Nr. 2 des Energieeffizienzge-
setzes (EnEfG) müssen Betreiber von Rechen-
zentren den Stromverbrauch ab dem 01. Januar 
2027 bilanziell zu 100 Prozent durch Strom aus 
erneuerbaren Energien decken. Am Standort 
Rhein-Selz-Park wird auch das erste geplante 
Rechenzentrum seinen Betrieb erst später auf-
nehmen können, so dass die vollständige Ver-
sorgung über regenerative Energien stattfinden 
muss.  

Zum Bezug von Windenergie aus den vorhan-
denen und geplanten Windparks in unmittelba-
rer Umgebung des Rhein-Selz-Parks ist bekannt, 
dass dieser auf der Projektebene geprüft wird.  

Ebenso ist aus der Bebauungsplanung der Stadt 
Nierstein zum Rechenzentrum bekannt, dass 
Vorgaben zur Photovoltaik festgesetzt werden 
sollen. 

Der Hinweis zur Vorlage gültiger betrifft nicht die 
Inhalte des Flächennutzungsplanes.  

Die Rechtsgrundlagen werden routinemäßig zur 
Endfassung überprüft und sofern erforderlich 
aktualisiert.  
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Stellungnahme vom 15. Aug. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

1. Allgemeine Wasserwirtschaft - Gewässer/Hochwas-
serschutz 

1.1 Gewässer/Hochwasserschutz 

Entlang des Engelsklauer Grabens (Gewässer III. Ordnung) 
ist im nordöstlichen Abschnitt des Gewässers, der (getrennt 
durch einen unbefestigten Wirtschaftsweg) an das Gebiet 
des FNP angrenzt, die Ausweisung einer Grünfläche ge-
plant. 

Dies ist ebenso entlang des von Westen nach Nordosten 
verlaufenden namenlosen Gewässers III. Ordnung vorgese-
hen. An diesem Gewässer ist im Bereich des Biotops sogar 
der südlich des Gewässers verlaufende Feldweg als Grün-
fläche ausgewiesen. Diese Maßnahmen werden aus Sicht 
der allgemeinen Wasserwirtschaft grundsätzlich begrüßt. 

Um den Anforderungen an § 6 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) gerecht zu werden, sind – als Mindestanforderung – 
zudem die südlich der Gewässer verlaufenden Feldwege 
vom Gewässer weg an den südlichen Rand der Grünfläche 
zu verlegen, sodass zumindest die Grünfläche dem Gewäs-
ser als Entwicklungsstreifen zur Verfügung steht. 

Die Grünflächen im Bereich der Gewässer sollten als öffent-
liche Grünflächen ausgewiesen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

Es ist auf jeden Fall zu verhindern, dass zwischen den Grün-
flächen und dem Gewässer sowie zwischen dem Biotop und 
den Gewässern Zaunanlagen oder sonstige Absperrungen 
errichtet werden. 

 

 

 

 

 

 

Die geplante Verdoppelung der Einleitwassermenge (ge-
genüber dem bestehenden Wasserrecht) in den Engels-

 

Zu 1.1: Die Zustimmung wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

Die Zielsetzung der Gewässerrenaturierung wird 
geteilt und unterstützt. 

Die Darstellungsebene des Flächennutzungspla-
nes ist zu berücksichtigen. 

Auf der übergeordneten Ebene des Flächennut-
zungsplanes werden keine Wirtschaftswege dar-
gestellt, so dass in der Planzeichnung der Ge-
wässerbereich an eine Grünfläche grenzt. Zu-
dem sind die Darstellungen auf dieser Maßstabs-
ebene nicht parzellenscharf.  

Die Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes und 
der Wasserrahmenrichtlinie sind bekannt. Auf 
der Ebene der Flächennutzungsplanung wird 
diesen durch die Ausweisung von Grünflächen 
angrenzend an die Gewässer Rechnung getra-
gen. Auf dieser Planungsebene ist keine Unter-
scheidung zwischen öffentlichen und privaten 
Grünflächen vorgesehen. 

Die weitergehenden Vorgaben für einen Entwick-
lungskorridor entlang der Gewässer sollen au-
ßerhalb des Flächennutzungsplanverfahrens ent-
sprechend der fachlichen Gesichtspunkte und 
unter Beachtung der Anforderungen an die Ob-
jektplanung geprüft werden.  

Die Vorgaben hinsichtlich der Gewässer stehen 
einer Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes wird 
keine Verortung von Zaunanlagen vorgenom-
men. Aus der Objektplanung zum Rechenzent-
rum ist bekannt, dass keine Zaunanlagen im 
Nahbereich des Gewässers errichtet werden sol-
len. Gemäß dem Bebauungsplan ‚Rechenzent-
rum‘ soll die Zaunanlage nach innen versetzt 
hinter der umlaufenden Randeingrünung verlau-
fen. Zwischen der Randeingrünung im Norden, 
den Gewässern 3. Ordnung und dem geschütz-
ten Biotop wird sich demnach keine Zaunanlage 
befinden. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

T03 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft, Bodenschutz, Mainz 
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klauer Graben ist aus Sicht des Gewässerschutzes, der Ab-
flusskapazität des Gewässers und des Schutzes der Unter-
lieger kritisch zu beurteilen. Ob solch eine große Einleit-
menge (504 l/s) in den relativ kleinen Engelsklauer Graben 
zugelassen werden kann, ist im Rahmen des erforderlichen 
Wasserrechtsverfahrens zu klären. Ggf. sind weitere Rück-
haltemaßnahmen erforderlich. 

 

 

1.2 Sturzflutgefährdung 

Auf die Gefährdung durch Sturzfluten infolge von Starkre-
gen wird in der Begründung und in der Entwässerungskon-
zeption mit geeigneten Maßnahmen eingegangen. Ein Wei-
terverfolgen der dezentralen Maßnahmen wird befürwortet. 

Es sollte ergänzt werden, auf welchem Starkregenereignis 
mit entsprechender Regenspende die Ausführungen der Va-
riantenbetrachtung der Regenwasserbewirtschaftung (Ent-
wässerungsgutachten) basiert. 

Es ist zu beachten, dass es bei Starkregenereignissen überall 
zu einem Oberflächenabfluss kommen kann, wobei sich 
erst in Mulden, Rinnen oder Senken größere Wassertiefen 
und Fließgeschwindigkeiten bilden. Tiefliegendere Bereiche 
an Gebäuden bspw. können daher immer gefährdet sein 
und sollten daher vermieden oder (baulich) gesichert wer-
den. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes wird 
keine Einleitmenge festgelegt. 

Der Umgang mit dem Niederschlagswasser 
wurde mit einem Entwässerungskonzeptes auf 
der Ebene der Bebauungsplanung in Betrach-
tung des Gesamtgebietes bearbeitet. 

Die zulässige Einleitwassermenge legt die SGD 
Süd als Genehmigungsbehörde im nachgela-
gerten wasserrechtlichen Verfahren fest.  

Die Zustimmung zu den Maßnahmen zum Schutz 
vor Starkregen wird zu Kenntnis genommen.  

Die Begründung wird um die Aussage des zu-
grundeliegenden Regenereignisses ergänzt. 

Gemäß dem vorliegenden Entwässerungskon-
zept zum Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘, das 
das Gesamtgebiet berücksichtigt, wurde das 
100-jährliche Regenereignis zugrunde gelegt. 

 

 

2. Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung 

Meine Stellungnahme v. 14.11.2024 hat nach wie vor Be-
stand und wurde in den Flächennutzungsplan eingearbeitet 
und gewürdigt. 

Kenntnisnahme 

3. Bodenschutz 

Meine Stellungnahme v. 14.11.2024 hat nach wie vor Be-
stand. 

Kenntnisnahme 

Die Begründung wurde bereits ergänzt. 

Stellungnahme vom 15. Aug. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Bergbau / Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass 
im Geltungsbereich der 8. Änderung des Flächennutzungs-
planes 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für den Be-
reich ‚Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park‘ 
kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau 
unter Bergaufsicht erfolgt. 

Boden und Baugrund 

– allgemein: 

Die Tatsache, dass bereits ein Baugrundgutachter für das 
Planungsvorhaben eingeschaltet wurde, wird aus fachlicher 
Sicht begrüßt. Die vorliegende Baugrundgutachten vom 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

Die Begründung wurde bereits ergänzt. 

Die Ausführungen zu Boden und Baugrund be-

T09 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz 
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04.02.2025 der Fa. CDM Smith geben einen Überblick 
über den Baugrundaufbau und dessen Eigenschaften. 

Für die konkreten Einzelbauwerke empfehlen wir ebenfalls 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen. 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die ein-
schlägigen Regelwerke (u. a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 
und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 
und der DIN 18915 zu berücksichtigen. 

- mineralische Rohstoffe 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeolo-
gischer Sicht keine Einwände. 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer 
Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätestens 2 
Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Ge-
ologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für 
die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und 
Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal Anzeige 
geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-
Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie 
auf den LGB Internetseiten sowie im Fragenkatalog unter 
https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatenge-
setz/faq-geoldg.html 

treffen die Anforderungen an die Objektpla-
nung und Bauausführung und können auf den 
nachstehenden Ebenen berücksichtigt werden. 

Die Vorgaben stehen der Ausweisung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes nicht entge-
gen. 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Kenntnisnahme 

Stellungnahme vom 26. Aug. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 16.07.2024 
(Az.: Ma-IV46a), welche weiterhin Gültigkeit behält. 

Ebenfalls weisen wir darauf hin, dass die Baumreihen ent-
lang der B 240 während der Bauarbeiten gemäß 
RSBB 2023 + DIN 18920 zu schützen sind. 

Kenntnisnahme 

Die Ausführungen zum Schutz der Baumreihen 
betreffen die Anforderungen an die Objektpla-
nung und Bauausführung und werden dort zu 
berücksichtigen sein. 

Stellungnahme vom 14. Jul. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus forstlicher 
Sicht keine Bedenken. Wald ist derzeit nicht betroffen. Wir 
verweisen jedoch auf unsere Stellungnahmen vom 
18.11.2024 sowie vom 05.12.2024. 

Diese haben wir Ihnen zur Geschäftserleichterung noch-
mals beigefügt. 

Die grundsätzliche Zustimmung wird zur Kennt-
nis genommen. 

 

T10 Landesbetrieb Mobilität Worms, Koblenz 

T13 Forstamt Rheinhessen, Alzey 
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Stellungnahme vom 29. Jul. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Der ehemalige US-Militärstandort ist prädestiniert für eine 
großflächige gewerbliche Nutzung. Eine sinnvolle Wieder-
belebung des Areals mit gewerblichen Nutzungen ist an-
gesichts mangelnder Verfügbarkeit von Gewerbeflächen in 
der Region sehr zu begrüßen. 

Insbesondere derart große gewerblich nutzbare Flächen 
mit vergleichsweise wenig Restriktionen sind in der Region 
nicht mehr zu finden – es sollte sorgsam überlegt werden, 
wie die Fläche entwickelt werden soll. 

Mit einem Rechenzentrum der geplanten Größe wird die 
Region zum Knotenpunkt für die zentrale Infrastruktur der 
Zukunft. Digitale Geschäftsmodelle sind auf eine schnelle 
und zuverlässige Übertragung großer Datenmengen an-
gewiesen. 

Im Vergleich zur Ansiedlung mit KMU auf den 44 ha Flä-
che, die als Sonderbaufläche Rechenzentrum geplant sind, 
sind wenig Arbeitsplätze vor Ort im Rechenzentrum zu er-
warten. Das Arbeitsplätze- Flächenverhältnis ist niedrig. Es 
bietet sich auch aus diesem Grund an, auf den 14 ha Flä-
che, die im südöstlichen Teil für weitere gewerbliche Nut-
zungen vorgesehen sind, einen Digitalpark zu errichten, 
also Unternehmen (und damit weitere wertschöpfende Ar-
beitsplätze) anzusiedeln, für die die unmittelbare Nachbar-
schaft zu einem Rechenzentrum aufgrund kurzer Latenzzei-
ten ein Standortvorteil ist: Technologieunternehmen, Un-
ternehmen mit datenbasierten Geschäftsmodellen. Damit 
entsteht in der Region Rhein-Selz eine Zukunftsbranche, 
innovationsstark und wertschöpfend – ein wichtiger Bau-
stein für die Zukunftsfähigkeit der gesamten Region ent-
steht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit dem Aufbau von Arbeitsplätzen wird auch ein Zuzug 
von Arbeitnehmern mit ihren Familien einhergehen. Daher 
muss parallel das Wohnraum-Angebot in der Region 
wachsen und die Voraussetzungen dafür schnell geschaf-
fen werden. 

 

 

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Die Einschätzung wird geteilt. 

Die Industrie- und Handelskammer weist zutref-
fend darauf hin, dass die Ansiedlung eines groß-
flächigen Rechenzentrums im Vergleich zur An-
siedlung kleiner und mittelständischer Unterneh-
men mit einem geringeren Beschäftigungseffekt 
verbunden ist. Den Trägern der Planungshoheit 
ist diese Tatsache bewusst. Gleichwohl haben 
Verbandsgemeinde und Stadt die Entscheidung 
getroffen, die Ansiedlung eines Rechenzentrums 
zu ermöglichen. Rechenzentren stellen eine zu-
kunftsweisende und gesellschaftlich notwendige 
Infrastruktur dar, die im Zuge der fortschreiten-
den Digitalisierung eine zentrale Bedeutung ein-
nimmt. Die Stadt erwartet von der Ansiedlung se-
kundäre Beschäftigungseffekte und insgesamt 
eine Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft. 
Schließlich bietet die Planung auch die Chance, 
die seit langem brachliegende Konversionsflä-
che einer dauerhaften und zukunftssicheren Nut-
zung zuzuführen. Die Entwicklung steht auch im 
Einklang mit dem Entwurf der dritten Teilfort-
schreibung des Regionalplans, in dem die Flä-
che als Vorrangfläche für Industrie und Gewerbe 
ausgewiesen ist. Dabei sollen dort ausschließlich 
groß- und mittelflächige Industrie- und Gewer-
bebetriebe angesiedelt werden.  

 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Bezüglich einer möglichen steigenden Wohn-
raumnachfrage wird auf die im bestehenden Flä-
chennutzungsplan 2030 enthaltenen Wohnbau-
flächen in den Gemeinden der Verbandsge-
meinde hingewiesen.  

 

T19 Industrie- und Handelskammer Rheinhessen, Bingen 
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Für Bau und Betrieb des Rechenzentrums und die Bewirt-
schaftung von Gebäuden und Flächen sollte bevorzugt auf 
die Dienstleistungen und Angebote regionaler Unterneh-
men zurückgegriffen werden. 

 

 

 

Eine langfristige und zuverlässige Stromversorgung des 
Rechenzentrums muss sichergestellt werden. Für die sehr 
große Abwärmemenge bedarf es eines guten Konzeptes, 
um möglichst viel dieser wertvollen Wärmeressource zu 
nutzen. Eine Verknüpfung mit gewerblichen Abnehmern 
sowie der kommunalen Wärmeplanung, insbesondere der 
Verdichtungsräume am Rhein, sollte angestrebt werden.  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Der Einsatz von regionalen Unternehmen im 
Rahmen des Baus und Betriebs des Rechenzent-
rums ist grundsätzlich wünschenswert. Auf der 
Planungsebene des Flächennutzungsplanes kön-
nen hierzu jedoch keine Vorgaben getroffen wer-
den. 

Der Hinweis wird dankend zur Kenntnis genom-
men. Auf den Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung ist die Anmerkung bereits berücksich-
tigt.  

Beim Betrieb von Rechenzentren fallen beträcht-
liche Mengen Abwärme an. Dabei handelt es 
sich um eine wertvolle Ressource, die die Stadt 
und die Verbandsgemeinde bei ihren eigenen 
Bemühungen um eine Dekarbonisierung nutzen 
will. Auch regulatorische Vorgaben wie § 11 
EnEfG verpflichten Betreiber von Rechenzentren 
unter anderem, einen möglichst hohen Anteil der 
beim Betrieb anfallenden Abwärme wiederzuver-
wenden.  

Die Stadt Nierstein hat die Nutzung der Ab-
wärme der Rechenzentren als Chance früh er-
kannt und daher mit der Vorhabenträgerin im 
städtebaulichen Vertrag umfangreiche Verpflich-
tungen zur Abwärmenutzung vereinbart. Dies 
umfasst die gemeinsame Suche nach konzeptio-
nellen Lösungen, ein regionales Wärmenetz auf-
zubauen. Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat 
bereits eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gege-
ben, welche die Realisierung einer kommunalen 
Wärmeplanung unter Berücksichtigung der Nut-
zung von Abwärme durch den Rechenzentrum-
scampus prüft. Die Vorhabenträgerin flankiert 
dies mit eigenen Untersuchungen. Ein besonde-
res Augenmerk wird dabei auf Synergien mit der 
heimischen Wirtschaft gelegt und geprüft, wie 
auf der den Campus anschließenden noch zu 
entwickelnden gewerblichen Bauflächen Ge-
werbe angesiedelt werden kann, welches Ab-
wärme sinnvoll nutzen könnte.  

Um eine effiziente Umsetzung in diesem Sinne 
auch tatsächlich zu ermöglichen, beteiligt sich 
die Vorhabenträgerin nach dem städtebaulichen 
Vertrag an der Konzeption und der Umsetzung 
der Abwärmenutzung mit erheblichen finanziel-
len Mitteln. Sie leistet einen namhaften Beitrag 
zur Konzepterstellung für kommunale Wärme-
planung und der Umsetzung von Wärmekonzep-
ten unter Berücksichtigung der Abwärmenutzung 
aus dem Rechenzentrum. Sobald und soweit eine 
Umsetzung erfolgt, beteiligt sich die Vorhaben-
trägerin auch an den Kosten des Wärmenetzes 
selbst. Insgesamt zeigen die übernommenen 
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Verpflichtungen ein klares Bekenntnis zur Abwär-
menutzung.  

Die Rechenzentrums-Module, die auf dem Plan-
gebiet entstehen sollen, werden nach dem der-
zeitigen Stand der Planung über einen Zeitraum 
von etwa 10-15 Jahren errichtet werden. Auf-
grund des rapiden technischen Fortschritts auf 
dem Gebiet der Wärmewiederverwendung sind 
Art und Umfang der Nutzung der Abwärme, die 
auf dem voll ausgebauten Rechenzentrums-
Campus entstehen wird, zwar noch nicht abseh-
bar, die Stadt hat mit den vertraglichen Verein-
barungen mit der Vorhabenträgerin jedoch die 
Voraussetzungen geschaffen, eine bestmögliche 
Nutzung der Ressource in der Zukunft zu sichern. 

Stellungnahme vom 28. Jul. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Der Anschluss dieses Gebietes an das öffentliche Abwas-
sernetz ist kompliziert und daher genau abzustimmen. Es 
ist ein gesamtes Entwässerungskonzept für das Gebiet der 
ehemaligen Kaserne zu erstellen, welches das Rechenzent-
rum und das Gewerbegebiet enthält. 

Da die entwässerungstechnischen Voruntersuchungen und 
Planungen noch nicht komplett abgeschlossen sind, kön-
nen wir zu den Details zur Entwässerung noch nicht end-
gültig Stellung nehmen.  

Im FNP wird erläutert, dass eine getrennte Behandlung von 
Niederschlagswasser und Schmutzwasser erfolgen wird. 
Dies erfüllt die Vorgaben des Landeswassergesetzes und 
Wasserhaushaltsgesetzes. Die detaillierte Planung ist aber 
mit dem Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen 
in Abstimmung mit der SGD Süd abzustimmen. 

 

In einem ersten Schritt ist zu klären, ob das gesamte Areal 
mit allen Straßen privat bleibt und demnach auch die ge-
samten Entwässerungsanlagen einschließlich Regenrück-
haltebecken privat bleiben. In diesem Fall liegen auch die 
Regenrückhaltebecken nicht in der Zuständigkeit des ZAR 
und z.B. über die Baumstandorte hat der Privateigentümer 
zusammen mit der SGD zu entscheiden. Andernfalls ge-
stattet der ZAR keine Baumstandorte innerhalb der Ein-
staulinie der Becken, die an den ZAR übertragen werden, 
da das Volumen und die Funktion beeinträchtigt wird. Der 
Erschließungsträger hat bei komplett privaten Abwasser-
anlagen mit der SGD Süd zu klären, dass auch die Einleit-
rechte auf den Erschließungsträger ausgestellt werden. 

Sollte es einen Anteil an öffentlichen Straßenflächen ge-
ben, liegt die Straßenoberflächenentwässerung hierfür bei 
der Stadt. Die Stadt und der Erschließungsträger haben die 
Straßenoberflächenentwässerung und die Zuständigkeit 
dieser Anlagen untereinander zu regeln.  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Der Umgang mit dem Abwasser ist Gegenstand 
des Entwässerungskonzeptes zum Bebauungs-
plan, das das Gesamtgebiet umfasst, sowie des 
nachgelagerten wasserrechtlichen Verfahrens 
außerhalb der Bauleitplanung. Konkrete Details 
werden auf dieser Ebene in Abstimmung mit dem 
Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhes-
sen und der Struktur- und Genehmigungsdirek-
tion geklärt. 

Das Entwässerungskonzept kommt zu dem Er-
gebnis, dass die genannten Fragestellungen auf 
den nachgeordneten Ebenen lösbar sind. Aus 
der Stellungnahme des Zweckverbandes ergibt 
sich nichts Gegenteiliges. 

 

Die Fragen und Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 

Die Ausführungen betreffen die Anforderungen 
an die Objektplanung und die Bauausführung 
und sind auf den nachgeordneten Ebenen zu 
klären und gemäß den gesetzlichen Vorgaben zu 
berücksichtigen. 

 

T21 ZAR Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen, Alzey 
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Sollten dezentrale Schmutzwasserbehandlungen wie z.B. 
Wurmfilteranlagen gemäß SGD Süd in der Zuständigkeit 
des ZAR liegen, stimmt der ZAR dieser Abwasserbeseiti-
gung nicht zu.  

Des Weiteren ist zu klären, wie mit den bestehenden Ab-
wasseranlagen umgegangen werden soll. Sollten sie nicht 
genutzt und sogar überbaut werden, sind sie zu entfernen, 
um keine unkontrollierten Hohlräume zu schaffen. 

Sollten entgegen der jetzigen Annahme doch öffentliche 
Abwasseranlagen auf dem Gelände entstehen, sind diese 
in öffentlich gewidmeten Straßen herzustellen oder in Aus-
nahmefällen sind für die öffentlichen Abwasseranlagen 
(Kanäle, Hausanschlüsse, Schächte, Retentionsbecken, 
usw.), die nicht in öffentlich gewidmeten Straßen (z.B. auch 
in öffentlichen Grünflächen oder Wirtschaftswegen) lie-
gen, Grunddienstbarkeiten / Leitungsrechte zu Gunsten 
des ZAR im Grundbuch einzutragen. Bei der Wahl der 
Baumstandorte ist in diesem Fall auch auf die vorgeschrie-
benen Abstände zu den Abwasseranlagen gemäß 
DWA – M 162 zu achten und ggf. sind Schutzmaßnahmen 
gegen Durchwurzelung vorzusehen. Die Ausführung von 
Schutzmaßnahmen ist bei öffentlichen Abwasseranlagen 
mit dem ZAR abzustimmen. 

Wir weisen auch darauf hin, dass das Gebiet nicht in den 
gültigen Wasserrechten der Kläranlage und der Mischwas-
serentlastungsanlagen enthalten ist. Das bedeutet, dass 
nicht nur ein neues Wasserrecht für die Niederschlagswas-
serversickerung, sondern auch Änderungsanträge für die 
Mischwassereinleitungen gestellt werden müssen.  

Stellungnahme vom 15. Aug. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien 
der Telekom. Die aktuellen Pläne sind unter https://tras-
senauskunftkabel.telekom.de/start.html ersichtlich und je-
derzeit einsehbar. 

Für zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes 
sind in allen Verkehrswegen geeignete und ausreichende 
Trassen für die Unterbringung der Telekommunikationsli-
nien der Telekom vorzusehen. 

Wir werden zu gegebener Zeit zu den noch aus dem Flä-
chennutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplänen 
detaillierte Stellungnahmen abgeben. 

In den Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan ist 
ein Hinweis aufzunehmen, dass bei der Aufstellung der Be-
bauungspläne in allen Straßen geeignete und ausrei-
chende Trassen für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien vorgesehen werden. 

Wir bitten Sie, uns nach Bekanntmachung des Planes eine 
Ausfertigung mit Erläuterungsbericht zu übersenden. 

Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 

Die Pläne wurden eingesehen. Die Leitungen 
stellen sich als gebietsinterne Versorgung der 
ehemaligen Kaserne dar.  

Die weitergehenden Ausführungen betreffen die 
Anforderungen an die Objektplanung und Bau-
ausführung. 

Die Belange des Versorgungsträgers stehen der 
Ausweisung auf der Ebene der Flächennutzungs-
planung nicht entgegen. 

 

 

 

 

Der Bitte wird nachgekommen. 

T25 Deutsche Telekom Technik GmbH Bad Kreuznach 



Verbandsgemeinde Rhein-Selz •  Flächennutzungsplan 2030 - Auswertung der förmlichen  
8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) Beteiligungsverfahren 

Stand: 24. Oktober 2025 Seite 15 von 54 
 

Stellungnahme vom 05. Aug. 2025 (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Im Zuge o. g. Verfahrens verweisen wir auf unsere bereits 
erfolgten Stellungnahmen vom 15.07.2024 und 
12.11.2024 zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 
2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Diese bleiben in 
vollem Umfang bestehen. 

Ergänzend bitten wir neben der bereits erfolgten Über-
nahme unserer Trinkwassertransportleitung parallel zur 
B420 um Darstellung und Übernahme des Tiefbehälters 
der wvr. Dieser ist bereits im rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz als 
Versorgungsanlage Wasser mit der Bezeichnung Hochbe-
hälter dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Des Weiteren heißt es in der Begründung zur Änderung 
des Flächennutzungsplanes unter 5. 3 Geplante Darstel-
lungen: „…werden bestehende Leitungen, die ins Plange-
biet hineinragen …nachrichtlich übernommen." Insofern 
möchten wir darauf hinweisen, dass sich neben der über-
geordneten und bereits dargestellten sowie textlich er-
wähnten Trinkwassertransportleitung weitere Leitungen der 
wvr im Bereich der Planänderung befinden. Sollte deren 
Darstellung bereits auf dieser Verfahrensebene erfolgen, 
sei an dieser Stelle neben den Versorgungsleitungen im 
Plangebiet insbesondere auch auf ein Steuerkabel an der 
südlichen Grenze des Geltungsbereichs der Änderung des 
Flächennutzungsplanes verwiesen. 

Planauszüge lagen unseren bisherigen Stellungnahmen 
bereits bei, können bei Bedarf aber auch als dxf-Datei zur 
Verfügung gestellt werden. 

Kenntnisnahme 

 

 

 
Die Anregung wird zurückgewiesen. 

Auf Ebene des der vorbereitenden Bauleitpla-
nung sollen Versorgungseinrichtungen nur dar-
gestellt werden, wenn die Lokalisierung möglich 
und städtebaulich erforderlich ist. Dies ist dann 
der Fall, wenn Versorgungseinrichtungen darge-
stellt werden müssen, die unabhängig von der 
konkreten Ausgestaltung durch die verbindliche 
Bauleitplanung notwendig sind, weil sie entwe-
der eine zwingende Funktion für die überörtliche 
Versorgung aufweisen oder aber eine Vorausset-
zung für die Verwirklichung der vorbereitenden 
Bauleitplanung in Bebauungsplänen ist. Der be-
stehende Tiefbehälter (der Anlass für die frühere 
Darstellung ist) weist eine solche übergeordnete 
Bedeutung nicht auf. Er war zur ursprünglichen 
Entwicklung des Gebietes in seiner zuvor vorge-
sehenen Nutzung erforderlich. Für die Entwick-
lung als Sondergebiet für Rechenzentren und ei-
ner demgegenüber untergeordneten gewerbli-
chen Baufläche ist die Lokalisierung Versor-
gungsfläche nicht mehr erforderlich. Seine Funk-
tion wird für das Rechenzentrum künftig durch 
private Versorgungseinrichtungen innerhalb der 
jeweiligen Teilgebiete erfüllt.   

Das Entwicklungsgebot wird durch diese Vorge-
hensweise nicht beeinträchtigt. 

 

Die Anregung wird zurückgewiesen. 

Der Flächennutzungsplan berücksichtigt auf-
grund der gröberen Maßstabsebene lediglich 
Ver- und Entsorgungsleitungen von übergeord-
neter Bedeutung. Aus diesem Grund werden 
weitere im Plangebiet vorhandene Leitungen 
nicht dargestellt. Die genaue Lage solcher Lei-
tungen und der Umgang damit betrifft für das 
Sonderbaufläche Rechenzentrum in erster Linie 
die Objektplanung und kann daher im Geneh-
migungsverfahren abschließend betrachtet wer-
den. Für die gewerbliche Baufläche kommt eine 
Bewältigung der Fragen der Trinkwasserversor-
gung je nach Ausprägung des künftigen Gewer-
begebietes sowohl auf der Ebene des Bebau-

T29 Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH WVR, Bodenheim 



Verbandsgemeinde Rhein-Selz •  Flächennutzungsplan 2030 - Auswertung der förmlichen  
8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) Beteiligungsverfahren 

Stand: 24. Oktober 2025 Seite 16 von 54 
 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich zur Ver-
fügung. 

Anlagen: 
- Landesplanerische Stellungnahme vom 15.07.2024 

samt Planauszügen 
- Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
- Stellungnahme Planungsbüro Stadt.Quartier vom 

05.08.2025 

ungsplans als auch auf der Ebene der Bauge-
nehmigungen in Betracht. Eine abschließende 
Konfliktbewältigung durch den Flächennutzungs-
plan ist weder erforderlich noch möglich.  

Die vorhandenen Leitungen im Plangebiet ste-
hen den beabsichtigten Gebietsdarstellungen 
auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
nicht entgegen. 
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III BETEILIGUNG DER NACHBARGEMEINDEN 

2.1  Tabellarische Übersichten 

In der folgenden Tabelle werden diejenigen Nachbargemeinden aufgeführt, die an der Planung beteiligt wur-

den, aber entweder keine Stellungnahme abgegeben haben oder der Planung ausdrücklich zugestimmt ha-

ben. 

Nr. Nachbargemeinden Stellungnahme vom 

Anregungen 
/ Hinweise 

Seite 

ja nein  

T48 Ortsgemeinde Dexheim 14. Aug. 2025  x  

T49 Ortsgemeinde Dienheim 19. Aug. 2025  x  

T50 Ortsgemeinde Dolgesheim 01. Sep. 2025  x  

T51 Ortsgemeinde Dorn-Dürkheim 08. Sep. 2025  x  

T52 Ortsgemeinde Eimsheim 17. Sep. 2025  x  

T53 Ortsgemeinde Friesenheim 08. Sep. 2025  x  

T54 Ortsgemeinde Guntersblum 25. Aug. 2025  x  

T55 Ortsgemeinde Hahnheim 03. Sep. 2025  x  

T56 Ortsgemeinde Hillesheim 25. Aug. 2025  x  

T58 Ortsgemeinde Ludwigshöhe 08. Sep. 2025  x  

T59 Ortsgemeinde Mommenheim 21. Aug. 2025  x  

T60 Stadt Nierstein 10. Jul. 2025  x  

T61 Stadt Oppenheim 21. Aug. 2025  x  

T62 Ortsgemeinde Selzen 25. Aug. 2025  x  

T63 Ortsgemeinde Uelversheim 08. Sep. 2025  x  

T64 Ortsgemeinde Undenheim 21. Aug. 2025  x 

T65 Ortsgemeinde Weinolsheim 08. Sep. 2025  x  

T66 Ortsgemeinde Wintersheim 01. Aug. 2025  x  

In der hier folgenden Tabelle werden diejenigen Nachbargemeinden aufgeführt, die an der Planung beteiligt 

wurden, und im Rahmen der förmlichen Beteiligung Stellungnahmen mit oder ohne Anregungen abgegeben 

haben. Die Wiedergabe zu Stellungnahmen mit Anregungen / Hinweisen erfolgt im Wortlaut und ist mit einem 

Abwägungsvorschlag versehen. 

Nr. Nachbargemeinden Stellungnahme vom 

Anregungen 
/ Hinweise 

Seite 

ja nein  

T34 Landeshauptstadt Mainz 15. Jul. 2025  x  

T47 Ortsgemeinde Dalheim 04. Aug. 2025 x  38 

T57 Ortsgemeinde Köngernheim 25. Aug. 2025 x  20 
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Stellungnahme vom 04. Aug. 2025 (§ 2 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

1. zum Entwässerungsgutachten der Fa. Drees & Som-
mer 

Hinsichtlich der Entwässerung des Regenwassers in den 
Hundsgraben wird gebeten, die Drosselabflussmenge von 
215 Liter/s zu reduzieren, mittels Vergrößerung der Regen-
rückhaltebecken 1 (derzeit 1.898 cbm Volumen) und 3 
(derzeit 1.500 cbm Volumen). Optional ein weiteres Rück-
haltebecken in Erwägung zu ziehen. 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men, betreffen jedoch nicht die Ebene der vor-
bereitenden Bauleitplanung. 

Details zur Entwässerung betreffen teilweise die 
Ebene der Bebauungsplanung sowie die Pro-
jektebene. Der Umgang mit dem Regenwasser 
ist Gegenstand des Entwässerungskonzeptes 
zum Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘, das die 
gesamte Fläche betrachtet. Daraus ist folgendes 
bekannt: 

Im Rahmen der Entwässerungsplanung werden 
alle Rückhaltungen saniert und hinsichtlich ihres 
Volumens so dimensioniert, dass die zulässige 
Drosselabflussmenge bzw. Einleitmenge einge-
halten wird. Dabei fließen aktuelle Erkenntnisse 
über die Volumina der Rückhaltung ein. So hat 
sich beispielsweise herausgestellt, dass im Re-
genrückhaltebecken 2C am Engelsklauer Gra-
ben mit ca. 6.000 m³ fast doppelt so viel Volu-
men zur Verfügung steht wie ursprünglich ange-
nommen (3.080 m³). 

Die jeweils zulässige Einleitmenge in den 
Hundsgraben und den Engelsklauer Graben 
wird seitens der Oberen Wasserbehörde (SGD 
Süd) vorgegeben. Diese Vorgaben sind Gegen-
stand einer eigenständigen wasserrechtlichen 
Genehmigung, welche die Einhaltung aller 
fachlichen Parameter zur Entwässerung gewähr-
leistet. 

Von einer angemessenen Lösung auf nachge-
ordneten Handlungsebenen kann ausgegangen 
werden, den beabsichtigten Ausweisungen des 
Flächennutzungsplans stehen die Fragestellun-
gen nicht entgegen. 

2. zum Schallschutzgutachten der Fa. Genest u. Partner 

Die Untersuchung der zwei Flächen Außerhalb 1 (IO 7 - 
nordöstlich gelegen) und Auf den Elfmorgen 8 (IO 6 – öst-
lich gelegen) werden als nicht ausreichend angesehen. Das 
Gebiet Dalheim Nord wurde nicht untersucht. Aus Erfah-
rung sind Aktivitäten im Rhein-Selz-Park in der St.-Martin-
Str./Frankenstraße bis zum Haier hin stark wahrnehmbar. 

Die Einschätzung wird nicht geteilt. 

Konkrete Aussagen zur schalltechnischen Ver-
träglichkeit und eventuell erforderlichen Maß-
nahmen betreffen die Ebene der Bebauungspla-
nung sowie die Projektebene. Ein umfassendes 
Schallgutachten zum Bebauungsplan ‚Rechen-
zentrum‘ liegt vor. Daraus ist folgendes be-
kannt: 

Die Stellungnahme verweist auf einen landwirt-
schaftlichen Hof mit zwei Einfamilienhäusern auf 
dem Flurstück 84, welcher nicht direkt in die 
schalltechnischen Berechnungen zum künftigen 
Betrieb des Rechenzentrum-Campus nach TA 
Lärm aufgenommen wurde. Allerdings ist der 

T47 Ortsgemeinde Dalheim  
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Anlage 1 des Schallgutachtens Nr. 025P7 G 
vom 25.04.2025 zu entnehmen, dass die bei-
den Immissionsorte IO 6 und IO 7 Berücksich-
tigung fanden. IO 6 liegt direkt neben dem be-
sagten Hof, in gleicher Entfernung von ca. 1,7 
km zum Rand des Plangebiets, und ist daher re-
präsentativ. Mit seinen Wohngebäuden ist der 
Hof aufgrund der Lage im Außenbereich hin-
sichtlich der Schutzwürdigkeit vergleichbar ei-
nem Dorf- oder Mischgebiet einzustufen (§§ 5 
und 6 BauNVO). 

In der Gutachten-Tabelle 6 geht die abstrak-
tere, nicht auf den Hof bezogene Betrachtung 
von einem allgemeinen Wohngebiet aus (WA; § 
4 BauNVO). In einem WA-Gebiet liegen die Im-
missionsrichtwerte um jeweils 5 dB(A) unterhalb 
derjenigen eines Dorf- oder Mischgebiets. Somit 
belaufen sich die Planwerte für den Hof als zu-
lässige Obergrenze der Geräuscheinwirkungen 
wie bei IO 7 auf 54/39 dB(A). Mit Beurteilungs-
pegeln von 47/30 dB(A) tags/nachts werden die 
schalltechnischen Anforderungen sicher einge-
halten. Das würde sogar noch für ein allgemei-
nes Wohngebiet anstelle eines Dorfgebiets gel-
ten. 

Erfahrungen mit bisherigen Geräuscheinwirkun-
gen sind wegen der Andersartigkeit der Geräu-
sche nicht auf die neue Planungssituation über-
tragbar. 

Von einer angemessenen Lösung auf nachge-
ordneten Handlungsebenen kann ausgegangen 
werden, den beabsichtigten Ausweisungen des 
Flächennutzungsplans stehen die Fragestellun-
gen nicht entgegen. 

3. Anregung zum Verkehrsgutachten des Büros Lademacher 

Die kurze Erläuterung, dass die L 425 in 2,7 km an Mom-
menheim, Lörzweiler bis nach Mainz hin anbindet ist nicht 
ausreichend. Diese Wegeführung betrifft den Ortsteil 
Schwabsburg, der mit einem Engpass versehen ist. Bei ei-
nem erhöhten Verkehrsaufkommen durch die Entstehung 
des Rechenzentrums und den zukünftig vermehrten Verkehr 
ist die Herstellung einer Verbindungsstraße von Dex-
heim/RSP nach Mommenheim eine große Chance und 
längst überfällig. Derzeit gibt es einen Wirtschaftsweg, der 
bereits von vielen ‚illegal‘ befahren wird. Insofern wäre eine 
Verkehrszählung an einem Werktag ab 5.30 Uhr morgens 
sehr empfehlenswert. Die Befahrung des Feldweges entlas-
tet die Ortsdurchfahrt Schwabsburg. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Konkrete Aussagen zum Thema Verkehr betref-
fen die Ebene der Bebauungsplanung sowie die 
Projektebene. Eine entsprechende Verkehrsun-
tersuchung für den Bebauungsplan ‚Rechen-
zentrum‘ der Stadt Nierstein liegt vor. Daraus ist 
folgendes bekannt: 

Die Ortsgemeinde Dalheim ist von der L425 nur 
indirekt betroffen. Eine östlich hiervon verlau-
fende Route über die Kreisstraßen 38 und 39, 
welche durch Dalheim führt, ergänzt die Funk-
tion der L425 auf dem Teilabschnitt zwischen 
Weinolsheim und Mommenheim. Die geringere 
Netzfunktion der Route K38 und K39 im Ver-
gleich zur L425 wird deutlich durch die dort er-
hebliche geringe Verkehrsnachfrage belegt (vgl. 
z. B. Mobilitätsatlas Rheinland-Pfalz, Straßen-
verkehrszählung 2021). 

Die Verkehrsuntersuchung weist nach, dass das 
vorhabenbezogene Verkehrsaufkommen des 
Rhein-Selz-Parks leistungsfähig und verträglich 
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über die bestehende Infrastruktur abgewickelt 
werden kann. An den beiden Kontenpunkten im 
Verlauf der B420, welche am nächsten zum 
Rhein-Selz-Park liegen, bleibt auch mit dem zu-
sätzlichen Verkehrsaufkommen des Plangebiets 
eine mindestens ausreichende Qualität im Ver-
kehrsablauf gewährleistet. Mit zunehmender 
Entfernung zum Rhein-Selz-Park wird der Ein-
fluss des planbedingten Verkehrsaufkommens 
immer geringer, sodass auch dort von einer ge-
sicherten Verträglichkeit auszugehen ist. 

Aus diesen Gründen können infrastrukturelle 
Maßnahmen außerhalb des Plangebiets nicht 
mit der Standortentwicklung im Rhein-Selz-Park 
verknüpft werden. Die Prüfung der Notwendig-
keit einer Ortsumgehung Schwabsburg ver-
bleibt somit Aufgabe der allgemeinen Verkehrs-
entwicklungsplanung. 

Bei der Verkehrszählung wurden die Vorgaben 
der hier greifenden Richtlinie beachtet, die Emp-
fehlungen für Verkehrserhebungen (EVE 2012) 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV). Diese geben für eine 
statistisch repräsentative Zählung die Erfassung 
an einem Werktag Di-Do in den Zeiten von 
06-10+15-19 Uhr vor. Aus Gründen der be-
lastbaren Hochrechnung der Verkehrszählung 
wurde diese Erfassung am KP1 (B420/K39) so-
gar auf die Zählung über einen ganzen Tag 
(00–24 Uhr) ausgeweitet. 

Stellungnahme vom 25. Aug. 2025 (§ 2 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Im Rahmen des Kulissenschutzes für unsere Ortsgemeinde 
müssen „Spiele/Blendeffekte“ durch auf der Fassade mon-
tierte Photovoltaikanlagen vermieden werden. Hierdurch 
wären die Baugebiete Köngernheim Ost, Köngernheim Os-
terberg, Wingertsberg und Schulzehnten betroffen. Weiter-
hin können aus diesen Spiegel/Blendeffekten die Verkehrs-
teilnehmer auf der B 420 gefährdet werden. 

Da die Gemeinde Köngernheim lediglich in Richtung Osten 
durch Baugebiete eine Erweiterungsmöglichkeit hat, sind 
die Belange von hoher Relevanz. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung wer-
den im Rahmen der Darstellungsmöglichkeiten 
im vorliegenden Fall lediglich Bauflächen sowie 
Grünflächen ausgewiesen. Auf dieser Planungs-
stufe ist die Lage möglicher Baukörper noch 
nicht fixiert. Diese sowie die Installation von Pho-
tovoltaikanlagen sind teilweise Bestandteil der 
nachordneten Bebauungsplanung und insbe-
sondere der Objektplanung. 

Seitens des Bebauungsplanes ‚Rechenzentrum‘ 
ist folgendes bekannt: 

Die Entfernung zwischen dem östlichen Ortsrand 
von Köngernheim und dem Westrand des Rhein-
Selz-Parks beträgt mit über 2.000 m das mehr 
als 20-fache der Grenze, aber der keine Beein-
trächtigungen durch Blendeffekte zu erwarten 
sind. Deshalb können selbst für den Fall einer 

T57 Ortsgemeinde Köngernheim  
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Die Gemeinde Köngernheim bittet um Mitteilung, welche 
Immissionen und Emissionen durch die in Betrieb genom-
menen Dieselaggregate auch in den Testphasen für die Be-
völkerung zu erwarten sind. Die Dieselaggregate mit dieser 
hohen Leistung müssen unseres Erachtens in abgeschirm-
ten Hallen betrieben werden und die Abgase umweltver-
träglich absorbiert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

erheblichen Siedlungserweiterung Köngern-
heims in östlicher Richtung nachteilige Auswir-
kungen durch Blendeffekte sicher ausgeschlos-
sen werden. 

Mögliche Einwirkungen auf den Verkehr der 
B 420 werden von dem Landesbetrieb Mobilität 
(LBM) beurteilt, der eng in das Aufstellungsver-
fahren der Bauleitpläne für den Rhein-Selz-Park 
eingebunden ist. Auch aufgrund des dichten Ge-
hölzriegels zwischen den Rechenzentrums-Mo-
dulen und der B 420 sowie des Abstands von 
mehr als 30 m zwischen Gebäudefassaden und 
Straßenrand ist davon auszugehen, dass Blend-
effekte nicht auftreten werden. Der LBM teilt 
diese Einschätzung und hat der Planung zuge-
stimmt. 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung er-
folgt lediglich die Ausweisung einer Sonderbau-
fläche für ein Rechenzentrum sowie einer ge-
werblichen Baufläche. Aussagen zu späteren 
konkreten Nutzungen und deren mögliche Aus-
wirkungen können auf dieser Ebene nicht getrof-
fen werden. 

Seitens des Bebauungsplanes ‚Rechenzentrum‘ 
ist folgendes bekannt: 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans 
sind genauere Angaben zu den Netzersatzanla-
gen und deren Emissionen nicht möglich. Eine 
Prognose setzt voraus, dass zuvor die verwende-
ten Anlagen festgelegt worden sind. Das wird 
später im Rahmen der Bauantragstellung der Fall 
sein. 

Aufgrund der Größe der Vorhaben werden im-
missionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) durchgeführt. Vergleichbar der tech-
nischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 
Lärm) wird in diesen Verfahren das Einhalten der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
(TA Luft) geprüft, anhand von Immissionsricht-
werten für eine Vielzahl von Luftschadstoffen. So-
mit ist sichergestellt, dass die gesetzlichen Anfor-
derungen an den Betrieb der Aggregate einge-
halten werden.  

Ob die Aggregate innerhalb oder außerhalb von 
Gebäuden betrieben werden, sollte der techni-
schen Konfiguration des Betreibers überlassen 
bleiben. Entscheidend ist die Begrenzung der 
Emission, die sich mittels verschiedener techni-
scher Wege begrenzen lässt. 

Von einer angemessenen Lösung auf nachge-
ordneten Handlungsebenen kann ausgegangen 
werden, den beabsichtigten Ausweisungen des 
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Kritisch wird die Anzahl der Schornsteine gesehen, da diese 
aller Voraussicht nach mit ‚Signalbefeuerung‘ ausgestattet 
werden müssen. Kann die Anzahl bautechnisch minimiert 
werden, wenn ja, wäre das für die Akzeptanz der Bevölke-
rung dienlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Flächennutzungsplans stehen die Fragestellun-
gen nicht entgegen. 

Die Auffassung wird zur Kenntnis genommen. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung er-
folgt lediglich die Ausweisung einer Sonderbau-
fläche für ein Rechenzentrum sowie einer ge-
werblichen Baufläche. Aussagen zu späteren 
konkreten Nutzungen und deren mögliche Aus-
wirkungen können auf dieser Ebene nicht getrof-
fen werden. 

Seitens des Bebauungsplanes ist folgendes be-
kannt: 

Die Anzahl und Höhe der Schornsteine ergibt 
sich aus technischen Anforderungen, die mit 
dem Betrieb eines Rechenzentrums verbunden 
sind, und aus behördlichen Vorgaben, insbeson-
dere in den oben beschriebenen immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren.  

Damit der Abgasgegendruck nicht zu groß wird, 
sollten die Schornsteine möglichst nahe an den 
Notstromaggregaten liegen. Aus diesem Grund 
sind die Schornsteine zwischen den Datenhallen 
und den Generatoren angeordnet. In jedem 
Schornstein werden nach derzeitigem Stand der 
Planung vier bis fünf Abgasrohre gebündelt. Eine 
Reduzierung der Schornsteine würde unweiger-
lich zu einer Vergrößerung des Volumens führen, 
um die Anzahl der erforderlichen Abgasrohre un-
terzubringen. Im Ergebnis hätte man zwar ein bis 
zwei Schornsteine je Rechenzentrum weniger, 
diese wären dafür in ihrer Abmessung allerdings 
deutlich dominanter. Zudem würde mit der Ver-
größerung der Schornsteine der verfügbare 
Raum für Kabel- und Leitungsinfrastruktur zwi-
schen den Datenhallen und den Notstromaggre-
gaten reduziert werden.  

Für das Erscheinungsbild im Landschaftsraum ist 
die Anzahl kein ausschlaggebender Faktor, was 
die Visualisierungen des Vorhabenträgers ge-
zeigt haben. 

Nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (BAnz 
AT 30.04.2020 B4, zuletzt geändert durch Ver-
waltungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 
(BAnz AT 28.12.2023 B4)) sind Luftfahrthinder-
nisse außerhalb von Städten und anderen dicht 
besiedelten Gebieten zu kennzeichnen, wenn 
eine Höhe der maximalen Bauwerksspitze von 
100 Metern über Grund überschritten wird (Nr. 
1.3 b). Nach den geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplans dürfen jedoch Schornsteine 
eine Höhe der Oberkante (OK) von höchstens 
45 m näherungsweise über der Höhe des Bau-
feldes nicht überschreiten. 
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Zur Ortsgemeinde Köngernheim hin sollte die Begrünung 
mit hochwachsenden Gehölzen / Bäumen geplant werden. 

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteili-
gung wurden sowohl das Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr als auch das Bundesamt für Flugsi-
cherung beteiligt. Beide Bundesämter haben be-
stätigt, dass ihre Belange, zu denen die militäri-
sche und zivile Flugsicherung gehört, nicht be-
rührt werden. 

Insgesamt ist die Signalisierung oder Kennzeich-
nung der Schornsteine nicht erforderlich. 

Der Anregung wird soweit wie möglich gefolgt. 

Gemäß den Darstellungen der Flächennutzungs-
planänderung ist eine umlaufende Gebietsrand-
eingrünung vorgesehen. Verbunden mit dieser 
Darstellung sind Qualitätsvorgaben, nach denen 
die Eingrünung auf den nachgeordneten Ebenen 
entsprechend zu berücksichtigen und auszubil-
den ist. 

Seitens des Bebauungsplanes ‚Rechenzentrum‘ 
ist folgendes bekannt: 

Seit Beginn der Planungen zur Errichtung eines 
Rechenzentrums im Rhein-Selz-Park verfolgt die 
Stadt Nierstein das Ziel, den Standort mit einem 
dichten Grüngürtel zu umgeben. Dazu soll der 
Bebauungsplan neben dem Erhalten von Be-
standsgehölzen das Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern auf den Pflanzflächen P3 festset-
zen. Die P3-Flächen liegen auch zwischen dem 
Sondergebiet SO-A im westlichen Gebietsteil 
und den Freiflächen in Richtung Köngernheim. 
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IV BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 

In der hier folgenden Tabelle werden Mitglieder der Öffentlichkeit aufgeführt, die an der Planung beteiligt 

wurden, und im Rahmen der förmlichen Beteiligung Stellungnahmen mit oder ohne Anregungen abgegeben 

haben. Die Wiedergabe zu Stellungnahmen mit Anregungen / Hinweisen erfolgt im Wortlaut und ist mit einem 

Abwägungsvorschlag versehen. 

Nr. Öffentlichkeit Stellungnahme vom 

Anregungen / 
Hinweise 

Seite 

ja nein  

1 Öffentlichkeit 1 05. Aug. 2025 x  24 

2 Öffentlichkeit 2 22. Aug. 2025 x  37 

3 Öffentlichkeit 3 (Bund Umwelt und Naturschutz Deutschland 
BUND) 

29. Aug. 2025 
x 

 
42 

4 Öffentlichkeit 4  29. Aug. 2025 x  47 

5 Öffentlichkeit 5 29. Aug. 2025 x  52 

 

Öffentlichkeit 1 - Stellungnahme vom 05. Aug. 2025 (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Zunächst einmal möchte ich mein Lob für die durchaus 
umfangreich vorgelegten, wenn auch möglicherweise nicht 
ganz vollständigen Fachgutachten aussprechen, die insbe-
sondere nach den vom Investor vorgelegten Informationen 
zum Planvorhaben erarbeitet wurden. 

Vor diesem Hintergrund trage ich zum o. g. Bauleitplan-
verfahren die folgenden Anregungen vor (verbunden mit 
der höflichen Bitte um Beantwortung der einzelnen Fra-
gen): 

1. 
Völlig ungenügend geklärt erscheint unverändert die 
Stromversorgung der im Endausbau möglichen neun gro-
ßen Rechenzentren. Da auch die Flächennutzungsplanung 
mittelbar über Stichworte wie „Nachhaltigkeit“ bzw. „Um-
welt- und Klimaschutz“ verantwortlich ist, wird höflichst um 
Beantwortung der folgenden Fragen gebeten: 

1.1 
Wie viel Strom benötigt eines der von NTT geplanten Re-
chenzentren bei max. Auslastung an einem heißen Som-
mertag (≥ 30 °C)/ in einer „tropischen“ Nacht (≥ 20 °C)? 

 

 

 

 

1.2 
Durch (lt. Begründung S. 100ff.) im Endausbau 333 Die-
sel-(Modul-)Generatoren wird die erforderliche Elektrizi-
tätsmenge bei komplettem Stromausfall sichergestellt, d.h. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 
Vorgetragen werden sehr konkrete Fragestellun-
gen, die regelmäßig jenseits der Planungsebene 
des Flächennutzungsplanes liegen. Aus dem 
Projekt des Rechenzentrums ist bereits Folgendes 
bekannt: 

 

Die Frage wird zur Kenntnis genommen. 

Der Stromverbrauch unterliegt zahlreichen, ins-
besondere technischen Rahmenbedingungen, 
die es nicht ermöglichen, einen allgemeingülti-
gen Zahlenwert zu nennen. Wesentliche Para-
meter sind die Umgebungstemperatur und die 
Auslastung, d. h. der Umfang an Rechenleistung, 
der von den Kunden in einem bestimmten Zeit-
punkt abverlangt wird.  

Die Frage wird zur Kenntnis genommen. 

Nach dem aktuellen Stand der technischen Pla-
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durch (9 x „mehr als 200 MW“ =) mehr als 1.800 MW, 
die mit dem Kraftstoff Diesel den garantierten Rechnerbe-
trieb („Tier 4“) aufrechterhalten sollen. Für diesen Fall ist 
die erforderliche Menge Diesel auf dem Gelände des 
Rhein-Selz-Parks vorzuhalten/zu lagern. Wie viel Diesel 
wird wo je Rechenzentrum gelagert und wie ggf. im Notfall 
nachgeliefert? Wie oft muss im Regelbetrieb, also lediglich 
für Prüfzwecke pro Jahr dieses Diesellager eines einzigen 
Rechenzentrums aufgefüllt werden, d.h. welcher Lkw-Ver-
kehr für Tankfahrzeuge entsteht dafür? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.3 
Da die Dachflächen der neun Rechenzentren ebenso wie 
die Verkehrs-, Retentions-, Wasser- und Gehölzflächen 
nicht für PV-Anlagen genutzt werden können und Wind-
energieanlagen im Rhein-Selz-Park selbst nicht vorgese-
hen sind, stellt sich die Frage, von wo der erforderliche 
Strom im Regelbetrieb zu 100 % aus regenerativen Ener-
gien herkommen soll?  

Die geplante Windenergieanlagenkonzeption (FNP - 
Wind) ermöglicht durchaus einen großen Windpark west-
lich des Plangebiets. Allerdings könnte es angesichts der 
allgemein niedrigen Windgeschwindigkeiten im Bereich 
des Plangebiets durchaus zu einer eher unterdurchschnitt-
lichen Stromausbeute angesichts der Investitionskosten für 
die (lt. Begründung B-Plan S. 136) 17 projektierten ca. 
250 m hohen (anstelle der bereits existierenden fünf, le-
diglich ca. 100 m hohen) Windkraftanlagen kommen. 

Andererseits wirken die sich drehenden Rotoren wie Ver-
wirbelungs„maschinen“ für die Verteilung der Abwärme 
aus den Auslassstellen für warme Luft aus den Rechenzen-
tren in Richtung Osten. 

 

 

 

 

 

 

 

nung werden auf den einzelnen Baufeldern je-
weils 37 Lagerbehälter in doppelwandiger Aus-
führung mit einem Volumen von 50 m³ und einer 
Lecküberwachung errichtet. Dabei handelt es 
sich jedoch um vorläufige Annahmen, die sich in 
der fortschreitenden Objektplanung auch än-
dern können.  

Genauere Festlegungen sind im Rahmen der 
Bauleitplanung nicht möglich und auch nicht er-
forderlich. Hier ist darauf hinzuweisen, dass die 
Standortentwicklung auf viele Jahre angelegt ist. 
Daher wird sich sehr wahrscheinlich die techni-
sche Ausstattung der einzelnen Rechenzentrums-
Module in diesem langen Zeitraum verändern, 
so dass Detailangaben ohnehin nur für die aller-
erste Bauphase verfügbar wären.  

Die Verkehrsprognose geht von 280 Fahrten im 
externen Wirtschaftsverkehr aus, die das Rechen-
zentrums-Cluster täglich verursacht. Externe 
Fahrten sind solche von der B 420 auf das Ge-
lände und umgekehrt. Von diesen 280 Fahrten 
entfallen 40 Fahrten auf Lkw, und von diesen 
wiederum ein geringer Teil auf Tankfahrzeuge. 
Eine genauere Spezifikation ist auf städtebauli-
cher Ebene nicht leistbar.  

Die Fragen und Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 

Nach § 11 Abs. 5 Nr. 2 des Energieeffizienzge-
setzes (EnEfG) müssen Betreiber von Rechenzen-
tren den Stromverbrauch ab dem 01. Januar 
2027 bilanziell zu 100 Prozent durch Strom aus 
erneuerbaren Energien decken. Am Standort 
Rhein-Selz-Park wird auch das erste geplante Re-
chenzentrum seinen Betrieb erst später aufneh-
men können, so dass alle Rechenzentren die 
vollständige Versorgung über regenerative Ener-
gien nachweisen müssen. 

Erneuerbare Energie soll nach Auskunft des Re-
chenzentrumsbetreibers ausschließlich aus 
Stromabnahmeverträgen (PPAs) für Wind- und 
Solarprojekte in Deutschland bezogen werden. 

Der Bezug von Energie aus den in der Umge-
bung vorhandenen und geplanten Windenergie-
anlagen wird geprüft. Die Rhein-Selz Energie hat 
bereits Interesse an einer PPA bekundet. Vor-
sorglich wird darauf hingewiesen, dass die Ver-
wendung ausschließlich von Windenergie aus 
dem Nahbereich nicht möglich ist, weil die 
Hochverfügbarkeit von Rechenzentren eine un-
terbrechungsfreie Stromversorgung auch bei 
windarmen Wetterlagen voraussetzt. 

Zur Stromausbeute der Windenergieanlagen 
können keine Angaben gemacht werden. 

Der Einfluss der Windenergieanlagen auf die 
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1.4 
Offenbar ist der Kauf von Zertifikaten für erneuerbare 
Energien vorgesehen bzw. notwendig (lt. Begründung S. 
102f.), um den Strombedarf bilanziell zu 100 % aus er-
neuerbaren Quellen zu decken? Wie hoch ist deren Anteil 
am gesamten Strombedarf im Endausbau (und wie nach-
haltig ist das dann tatsächlich)? 

 

 

 

 

 

 

 

1.5 
Falls der Strom von außerhalb hergeleitet wird: sind neue 
Hochspannungsleitungen dafür erforderlich? Wo ist 
der/sind die Anschlusspunkte konkret und wie sehen diese 
außerhalb, also im Umkreis des Rhein-Selz-Parks aus 
(oberirdische Freileitungen?/ unterirdisch)? 

 

 

 

 

 

 

1.6 
„Anlagen der Energieerzeugung“ sind lt. B-Planentwurf in 
der Sonderbaufläche „Rechenzentrum“ zulässig, falls die 
erforderliche Strommenge nicht konstant zur Verfügung 
gestellt werden kann, diese bei Netzschwankungen nicht 
ausreicht oder gar ganz ausfällt. Schließt diese textliche 
Festsetzung (im B-Planentwurf) - neben Diesel-/ Erdöl-Ge-
neratoren, Gas-/ Kohlekraftwerken, PV-Anlagen - auch 
bereits den Bau von Windkraftanlagen und den Bau von 
z.B. kleinen Flüssigsalzreaktoren bzw. Small Modular 
Reactors (sog. SMR) mit ein (da sie ja nicht explizit ausge-
schlossen sind)? 

Temperaturverteilung in Abstrom der Rechenzen-
tren ist in die Klimauntersuchung eingegangen. 

Im Rahmen des Klimagutachtens zum Bebau-
ungsplan ‚Rhein-Selz-Park II / Rechenzentrum‘ 
vom 28.04.2025 wurden die zusätzlichen Aus-
wirkungen der bestehenden und geplanten 
Windenergieanlagen im Planungsumfeld auf das 
Windfeld analysiert. Danach treten in den 
nächstgelegenen Ortslagen von Schwabsburg 
und Dexheim nur sehr kleinräumig geringfügige 
Windgeschwindigkeitsmodifikationen von max. 
±0.5 m/s auf. Diese sind von keiner besonderen 
siedlungsklimatischen Relevanz. 

Die Fragen werden zur Kenntnis genommen, be-
treffen jedoch die konkrete Ausführung der Vor-
habenträgerin und nicht die Ebene der vorberei-
tenden Bauleitplanung. 

Der Erwerb von Zertifikaten ist eine von mehre-
ren Optionen der Versorgung mit erneuerbaren 
Energien.  

Es ist nicht möglich zu prognostizieren, welchen 
Anteil der „Zertifikatsstrom“ am gesamten Strom-
bezug haben wird. Mit hoher Wahrscheinlichkeit 
wird sich dieser Anteil im Zeitablauf ändern. Das 
hängt neben dem Bedarf u. a. von dem 
Stromangebot ab, welches das Versorgungsun-
ternehmen bereitstellen kann.  

 

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.  

Die Herstellung der Anbindung ist Gegenstand 
nachfolgender Genehmigungsverfahren. Es ist 
nach dem Stand der Abstimmung mit den Ener-
gieversorgern und Leitungsbetreibern jedoch si-
cher davon auszugehen, dass diese Fragen ab-
schließend so gelöst werden können, dass die 
Verwirklichung der Planung keinen unüberwind-
lichen Hindernissen begegnet. Eine abschlie-
ßende Konfliktbewältigung für Anlagen außer-
halb des Plangebietes bereits in der Flächennut-
zungsplanung ist daher nicht erforderlich. 

 

Die Fragen und Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.  

Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes er-
folgt lediglich die Darstellung einer Sonderbau-
flächen ‚Rechenzentrum‘. Weitergehende Aussa-
gen werden auf dieser Planungsebene nicht ge-
troffen. 

Aus dem Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘ ist 
folgendes bekannt: 
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1.7 
Inwieweit kann technisch durch die Abwärme des Rechen-
zentrums FRA6 auf dem Gelände des Rhein-Selz-Parks 
selbst wieder Strom erzeugt werden? 

 

 

 

 

1.8 
Lt. Energieeffizienzgesetz können Klimaschutz und Energie-
wende nur erfolgreich sein, wenn der Energieverbrauch 
dauerhaft sinkt.  

https://www.tuev-nord.de/de/unternehmen/zertifizie-
rung/energieeffizienzgesetz-rechenzentren/ 

Welche Energiesparmaßnahmen sind konkret vom Pro-
jektträger und Betreiber NTT für FRA6 vorgesehen? 

Nach den geplanten Festsetzungen des Bebau-
ungsplans lautet die Zweckbestimmung des 
sonstigen Sondergebiets (SO) Rechenzentrum: 
„Das sonstige Sondergebiet Rechenzentrum 
(SO) dient der Unterbringung von Rechenzentren 
einschließlich der dazugehörigen baulichen An-
lagen.“  

Da Windkraftanlagen schwerlich eine „dazuge-
hörige bauliche Anlage“ darstellen könnten, 
sondern vielmehr schon aus Sicherheitsgründen 
einen Konflikt mit der Hauptnutzung Rechenzent-
rum hervorrufen würden, sind sie unzulässig.  

Ein Zusammenhang zwischen der Planung von 
Reaktoren und der Errichtung des Rechenzent-
rums wird nicht gesehen.  

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.  

Es handelt sich weiter um sehr konkrete Frage-
stellungen, die jenseits der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegen. Aus dem Projekt 
ist jedoch bekannt, dass die Erzeugung von 
Strom aus Abwärme nach heutigem Stand der 
Technik wegen der hohen Energieverluste weder 
ökologisch noch wirtschaftlich machbar ist.  

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.  

Zunächst trägt die Zusammenfassung von Re-
chenleistung in großen Zentren zur Energieein-
sparung bei. Die Aufgliederung in kleinere Ein-
heiten mit in der Summe gleicher IT-Leistung 
würde mehr Energie verbrauchen, weil die Effizi-
enz größerer Einheiten besser ist.  

Bezogen auf das einzelne Rechenzentrum be-
steht das Ziel darin, so energieeffizient wie mög-
lich zu bauen und zu betreiben, wobei die Effizi-
enz wesentlich von der Auslastung der Anlagen 
abhängt. Je höher die Auslastung, desto effizien-
ter ist das Rechenzentrum.  

Nach § 11 Abs. 1 und 2 EnEfG müssen spätes-
tens ab 2030 alle Rechenzentren eine Energie-
verbrauchseffektivität (Power Usage Effectiven-
ess, PUE) von kleiner oder gleich 1,3 erreichen. 
Das bedeutet, dass der Stromverbrauch der Inf-
rastrukturanlagen (insbesondere für Kühlung, 
Energieverteilung und Energiespeicherung) nicht 
mehr als 30 % des Stromverbrauchs für die In-
formationstechnik ausmachen darf.  

Der Betreiber der Rechenzentren im Rhein-Selz-
Park wird diese gesetzlichen Maßgaben durch 
verschiedenste Energieeinsparmaßnahmen um-
setzen, wie z. B. innovative Kühlmethoden. Nä-
here Angaben sind nicht möglich, weil es sich 
dabei um interne und vertrauliche Geschäftsin-
formationen handelt. 
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2. 
Ebenso völlig unzureichend geklärt erscheint nach wie vor 
der Verbleib der Abwärme. Nach Aussagen des Investors 
endet die Abwärme in einer knapp außerhalb eines jeden 
der neun Rechenzentren gelegenen Übergabestation. 
Sollte die Abwärme dort nicht von irgendeinem - bislang 
noch unbekannten - Abnehmer abgeleitet/ entgegenge-
nommen werden, so wird die Abwärme (min./max.) zu 85 
% in die Umgebungsluft, also in die Atmosphäre abgege-
ben und erhitzt das (globale) Klima, jedoch zunächst ein-
mal das in Rheinhessen zusätzlich (§ 11 EnEfG Klima-
freundliche Rechenzentren). 

Die Wärmeemission der Abluftkamine an die Umgebung 
misst lt. Klimagutachten am Kaminausgang eine Tempe-
ratur von (im Fall eines Stromausfalls ständig:) 455-500 
°C!!! Jedes der geplanten neun Rechenzentren wird ca. 
60 Rückkühler auf dem Dach haben, deren Abluftfahne 
je nach Wetterlage durchaus sichtbar sein wird und die 
an heißen Tagen zusätzliche 51 °C abgeben (lt. Klimagut-
achten zum B-Plan S. 114/124ff.). 

Das Plangebiet liegt unzweideutig außerhalb jeglichen 
Siedlungszusammenhangs und in einem Gebiet mit einer 
eher dörflich-lockeren Siedlungsstruktur. Es gibt daher 
bislang auch kein Nahwärmenetz, an welches die Ab-
wärme auf kurzem Weg abgegeben werden kann (und 
werden wird). 

Der projektbezogene Aufbau eines solchen Wärmenetzes 
für private Einzelhausbebauung in mehr als 800 m Entfer-
nung durch die Stadt Nierstein oder ein örtlich tätiges 
Energieversorgungsunternehmen (EDG?) erscheint realis-
tisch als nicht darstellbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen. 

Beim Betrieb von Rechenzentren fallen beträcht-
liche Mengen Abwärme an. Dabei handelt es 
sich um eine wertvolle Ressource, die die Stadt 
und die Verbandsgemeinde bei ihren eigenen 
Bemühungen um eine Dekarbonisierung nutzen 
will. Auch regulatorische Vorgaben wie § 11 
EnEfG verpflichten Betreiber von Rechenzentren 
unter anderem, einen möglichst hohen Anteil 
der beim Betrieb anfallenden Abwärme wieder-
zuverwenden. Die Stadt Nierstein hat dies früh 
als Chance erkannt und daher mit der Vorha-
benträgerin im städtebaulichen Vertrag um-
fangreiche Verpflichtungen zur Abwärmenut-
zung vereinbart. Sie haben den Zweck, die bei 
dem Betrieb des Rechenzentrums entstehende 
Abwärme aus Klimaschutzaspekten sinnvoll zu 
nutzen, soweit dies technisch möglich und wirt-
schaftlich ist. Auch die Vorhabenträgerin hat ein 
Interesse an einer Nutzung der Abwärme, da sie 
ihrerseits die regulativen Anforderungen best-
möglich erfüllen und wo möglich auch zu über-
treffen sucht.  

Zu diesem Zweck verpflichtet sich die Vorhaben-
trägerin, an dem Aufbau eines Wärmenetzes 
mitzuwirken, die technischen Voraussetzungen 
für die Abwärmenutzung (Schnittstelle) zu schaf-
fen und der Stadt (bzw. einem Abwärmenetzbe-
treiber) die Abwärme kostengünstig mit der je-
weils im Rechenzentrum anliegenden Vorlauf-
temperatur zur Verfügung zu stellen.  

Da in der Stadt derzeit noch kein Wärmenetz 
existiert, in das die Abwärme des Rechenzent-
rums eingespeist werden könnte, untersuchen 
Stadt, Verbandsgemeinde und Vorhabenträge-
rin die hierzu denkbaren konzeptionellen Lösun-
gen. Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat be-
reits eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gege-
ben, welche die Realisierung einer kommunalen 
Wärmeplanung unter Berücksichtigung der Nut-
zung von Abwärme durch den Rechenzentrum-
scampus prüft. Die Vorhabenträgerin flankiert 
dies mit eigenen Untersuchungen. Ein besonde-
res Augenmerk wird dabei auf Synergien mit der 
heimischen Wirtschaft gelegt und geprüft, wie 
auf den angrenzenden, noch zu entwickelnden 
gewerblichen Bauflächen Gewerbe angesiedelt 
werden kann, welches die Abwärme sinnvoll 
nutzen könnte.   

Um eine effiziente Umsetzung in diesem Sinne 
auch tatsächlich zu ermöglichen, beteiligt sich 
die Vorhabenträgerin nach dem städtebauli-
chen Vertrag an der Konzeption und der Umset-
zung der Abwärmenutzung mit erheblichen fi-
nanziellen Mitteln. Sie leistet einen namhaften 
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2.1 
Für Rechenzentren, die ab dem 1. Juli 2027 den Betrieb 
aufnehmen, ist vorgegeben, eine anspruchsvolle Energie-
verbrauchseffektivität zu erreichen, … die Wiederverwen-
dung von mindestens 15 % der Abwärme zu gewährleis-
ten (§ 11 EnEfG Klimafreundliche Rechenzentren). Der 
Anteil muss für spätere Inbetriebnahmen weiter gesteigert 
werden. 

Da die Stadt Nierstein das Plangebiet Rhein-Selz-Park teilt 
und das Gewerbegebiet im Südosten abtrennt, können 
Synergieeffekte etwa zur Nutzung der Abwärme dort nur 
spekulativ als „gute Absicht“ vermittelt werden. 

Auf welche Art und Weise werden (wenigstens) 15 % der 
Abwärme wiederverwendet? Welche Planung liegt dazu 
vor? Gibt es bereits konkrete Abwärmeabnehmer? 

2.2 
In welcher Form kann die Abwärme bzw. ein Teil davon 
technisch (chemisch, biochemisch, physikalisch) ander-
weitig genutzt werden, z.B. zur Umwandlung in Wasser-
stoff o.a.? Möglicherweise könnte aus einem unterirdi-
schen Warmwasserspeicher (eventuell in den vorhande-
nen Erdbunkern) auch umgekehrt wieder Kälte „zurückge-
wonnen“ werden? 
https://www.twobirds.com/de/insights/2024/ger-
many/rechenzentren-und-abwaerme-ein-ueberblick-
ueber-die-gesetzlichen-vorgaben-zur-abwaermenutzung 

 

 

 

 

 

Beitrag zur Konzepterstellung für kommunale 
Wärmeplanung und der Umsetzung von Wär-
mekonzepten unter Berücksichtigung der Ab-
wärmenutzung aus dem Rechenzentrum. So-
bald und soweit eine Umsetzung erfolgt, betei-
ligt sich die Vorhabenträgerin auch an den Kos-
ten des Wärmenetzes selbst. Insgesamt zeigen 
die übernommenen Verpflichtungen ein klares 
Bekenntnis zur Abwärmenutzung.  

Die Rechenzentrums-Module, die auf dem Plan-
gebiet entstehen sollen, werden nach dem der-
zeitigen Stand der Planung über einen Zeitraum 
von etwa 10-15 Jahren errichtet werden. Auf-
grund des rapiden technischen Fortschritts auf 
dem Gebiet der Wärmewiederverwendung sind 
Art und Umfang der Nutzung der Abwärme, die 
auf dem voll ausgebauten Rechenzentrums-
Campus entstehen wird, zwar noch nicht abseh-
bar, die Stadt hat mit den vertraglichen Verein-
barungen mit der Vorhabenträgerin jedoch die 
Voraussetzungen geschaffen, eine bestmögliche 
Nutzung der Ressource in der Zukunft zu si-
chern. 

 

Die Fragen und Einschätzungen werden zur 
Kenntnis genommen.  

Der städtebauliche Vertrag enthält Festlegun-
gen zur Energieeffizienz und zur Abwärmenut-
zung. Die gesetzlichen Anforderungen werden 
eingehalten, siehe auch Abwägung zu Punkt 2. 
oben. 

  

 

 

 

 

Die Fragen werden zur Kenntnis genommen.  

Der Betreiber verfolgt verschiedene Ansätze, 
Abwärme sinnvoll zu nutzen.  

Für die Nutzung von Abwärme zur Wasserstof-
ferzeugung gilt sinngemäß das Gleiche wie für 
die Nutzung von Abwärme zur Stromerzeugung. 
Beide Techniken der Energieumwandlung sind 
sehr ineffizient. Hier wird auf die Ausführungen 
zu Nr. 1.7 oben verwiesen. 

Auch die Speicherung von Wärme in Wasser-
speichern ist nicht effizient und wäre aufgrund 
der Leitungs- und Konvektionsverluste auch bei 
starker Isolierung als nicht zu empfehlende An-
wendung von Abwärme anzusehen. 
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2.3 
Für jedes der insgesamt neun Rechenzentren sind jeweils 
neun Schornsteine („Abluftkamine“) vorgesehen, die in 
(max.) 45 m über OKRF enden sollen. Da sich der Rhein-
Selz-Park „Rechenzentrum“ topographisch oberhalb der 
vorhandenen Siedlungen auf einer Wasserscheide befin-
det, sind diese technischen Aufbauten durchaus weithin 
sichtbar (… und mit Sicherheit nur von Nahem mit ein 
paar Bäumen „einzugrünen“). Einen Eindruck, wie ein sol-
ches, allerdings viel kleineres Rechenzentrum mit lediglich 
40 MW auf nur 3,5 ha Fläche tatsächlich aussieht, ver-
mittelt der erste, gerade realisierte Bauabschnitt des 
Yondr-Rechenzentrums im Gewerbegebiet „Tagweide“/ 
Niederwiese Bischofsheim c/o Echo Kreis Groß-Gerau 
11. Sept. 2024: 

.  

Die Wirkhöhe der Ventilatoren und Abluftkamine spielt 
eine entscheidende Rolle, wohin die Warmluft in die wit-
terungsbedingte Umgebungsluft entlassen wird. Von Ab-
wärmetemperatur, -feuchte, -druck und -austrittshöhe 
hängt ab, welche lokalen, auf das Gebiet der VG Rhein-
Selz einwirkenden, kleinräumigen Klimaveränderungen 
stattfinden (bei Inversionswetterlagen, bei hoher Luft-
feuchtigkeit, an heißen Sommertagen bei ohnehin hoher 
sommerlicher Wärmebelastung, bei starkem SW-/ West-
wind) und welche Auswirkungen auch im weiteren Um-
kreis der Rechenzentren zu erwarten sind (Wolkenbildung 
bei vorherrschender Windrichtung über der Ortslage 
Nierstein, Luftfeuchtigkeit Sommer/Winter, Tiefst-/Höchst-
temperatur unter Wolken, Anzahl windschwacher Strah-
lungsnächte als Voraussetzung für Kaltluftbildung, Gewit-
terereignisse und Windgeschwindigkeiten in bodenferne-
ren Lagen). 

Die zusätzliche Wärmebelastung durch die ununterbro-
chen in die Atmosphäre abgegebene Abwärme der neun 
Rechenzentren findet im vorgelegten Klimagutachten le-
diglich Berücksichtigung für die unmittelbare Umgebung 
des Plangebiets, z.T. nur für 2 m über Grund bzw. die bo-
dennächsten Luftschichten. 

Die Möglichkeiten der Abwärmenutzung wer-
den geprüft. 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Aktuell werden pro Rechenzentrums-Modul 
neun Schornsteine oder Abluftkamine geplant. 
Diese sind an 37 Generatoren gekoppelt. In je-
dem Rechenzentrum werden die Abgase von je-
weils vier Generatoren von einem Kamin ge-
bündelt. Die restlichen fünf Generatoren wer-
den über einen weiteren einzelnen Kamin fort-
geführt (4*8 + 5 = 37). Diese technische Aus-
legung kann sich jedoch im weiteren Ablauf än-
dern.  

Visuelle Vergleiche mit an anderer Stelle reali-
sierten Rechenzentren sind nicht hilfreich, weil 
sich die lokalen Bedingungen und die Anforde-
rungen der Rechenzentrumsbetreiber stark un-
terscheiden. 

Zur Höhe der Schornsteine:  

In der Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit war noch die Aussage enthal-
ten, dass der Bebauungsplan die Höhe der 
Schornsteine nicht festsetzt, weil dem immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
nicht vorgegriffen werden soll. Im laufenden 
Planungsverfahren wurde zwischenzeitlich eine 
Höhenbegrenzung für Schornsteine eingeführt.  

Zu dem Wärmeeintrag in höhere Luftschichten 
und dem Einfluss auf das Wettergeschehen:  

1. Anzahl strahlungsarmer (wolkenarmer) 
Nächte  
Die Warmluftemissionen über die Rückkühler 
und die Abluftkamine (letztere sind in der Regel 
nur am Tag zu Testzwecken in Betrieb) führen zu 
keiner Modifikation der Anzahl strahlungsar-
mer, d. h. wolkenarmer Nächte (Bedeckungs-
grad <4/8). In Großstädten kann es durch die 
großflächige Wärmeabgabe und Aeresole (Ver-
kehr, Hausbrand, Industrie etc.) gegenüber dem 
Umland zu veränderter Wolkenbildung kom-
men. Das Plangebiet „Rhein-Selz-Park II / Re-
chenzentrum, das sich außerhalb städtischer 
Agglomerationen befindet, ist mit seiner Flä-
chengröße von ca. 0,55 km² im Vergleich zu 
größeren Stadtgebieten wie Ludwigshafen a. Rh. 
(77 km²) und Mainz (98 km²) allerdings nur als 
solitäre Punktquelle zu definieren, wodurch die 
klimatischen Auswirkungen ebenfalls nur klein-
räumig sind und keinen großflächigen Einfluss 
auf die Wolkenbildung bzw. Wolkenauflösung 
haben können. Da des Weiteren die Abluftka-
mine in der Regel in den Nachtstunden nicht in 
Betrieb sind und die Rückkühler keine Aerosole 
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3-D-Simulation des Rechenzentrums im Rhein-Selz-Park (S. 25 aus 08-
schallgutachten-2025-04-25) 

Vermehrter Wärmeeintrag in höhere Luftschichten durch 
das großflächig wärme- und (vermutlich auch) luftschad-
stoffemittierende Plangebiet hat mutmaßlichen Einfluss 
auf die Anzahl strahlungsarmer Nächte, auf Nieder-
schlags-/ Gewitterereignisse und Windgeschwindigkeiten 
in bodenferneren Lagen sowie die Klimaerwärmung ins-
gesamt. 

Die Veränderungen durch die Abwärme von einem der 
größten Rechenzentren in Deutschland/ Europa auf das 
Wetter bzw. Klima sollten daher durchaus in weitergehen-
den Modellrechnungen auch in einem größerräumigen 
und höher in die Atmosphäre reichenden Umfeld unter-
sucht werden  

und Wasserdampf (Schwadenbildung) emittie-
ren, ist eine Beeinflussung der über das Plange-
biet hinwegziehenden großräumigen Bewöl-
kung und der nächtlichen Ausstrahlung auszu-
schließen. Eine Zunahme der Nebelbildung ist 
aufgrund der windoffenen Kuppenlage eben-
falls nicht zu erwarten. 

2. Anzahl der Niederschlags-/Gewitterereig-
nisse  
Die Anzahl der Niederschlags-/Gewitterereig-
nisse wird durch die Wärmeemissionen der Re-
chenzentren nicht verändert. Wie im Klimagut-
achten vom 28.04.2025 in Kapitel 8 (Schwa-
denbildung / Wolkenauflösung) erläutert, wer-
den bei heranziehenden Regengebieten / Ge-
wittern im Plangebiet und in dessen Umfeld in 
10 m ü. G. mittlere Windgeschwindigkeiten von 
deutlich über 3 m/s registriert. Der Vertikalim-
puls der Abluftkamine (Austrittstemperatur der 
Luft ca. 455-500°C) reicht bei derartigen Situa-
tionen laut den Ergebnissen der Modellrechnun-
gen nur bis ca. 300-350 m Höhe ü. G. 

Die Basis der Regenwolken (Stratocumulus, 
Stratus, Cumulus und Cumulusnimbus) liegt al-
lerdings bei ca. >=500 m, so dass eine Wol-
kenmodifikation mit veränderten Nieder-
schlags- und Gewitterereignissen auszuschlie-
ßen ist. 

3. Änderung der Windgeschwindigkeit  
Die von den technischen Anlagen der Rechen-
zentren emittierte Warmluft (Rückkühler, Abluft-
kamine) führt über Dachniveau zu einer ver-
mehrten turbulenten Durchmischung der dar-
über hinwegstreichenden Luftmassen. Die 
dadurch verstärkte Labilisierung der bodenna-
hen Luftschichten führt insbesondere bei 
schwachwindigen Strahlungswetterlagen zu 
Windbeschleunigungen. Diese bleiben in Bo-
dennähe auf das unmittelbare Planungsumfeld 
begrenzt. 

In bodenferneren atmosphärischen Luftschich-
ten (> 100 m ü. G.) ergeben sich insbesondere 
über die Abluftkamine kleinräumige Verände-
rungen im Windfeld. Auch dort erfolgt durch die 
aufsteigende Warmluft eine zusätzliche Labili-
sierung der Luftschichten. Die davon ausgehen-
den Effekte bleiben allerdings durch die punktu-
ellen Warmluftemissionen auf den unmittelba-
ren Nahbereich begrenzt (< 1.000 m rund um 
das Planungsgebiet). In einer Entfernung von 
ca. 1.000 m ist zur Umgebungsluft keine nen-
nenswerte Differenz zur Umgebungsluft von 
mehr als 1 K anzunehmen. 

In den höheren Lagen des Roten Hangs 
(Fockenberg ca. 195 m ü. NHN / Plangebiet 
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ca. 134 – 173 m ü. NHN) sind keine planungs-
bedingten Windgeschwindigkeitsmodifikationen 
festzustellen.  

Die Ergebnisse im Klimagutachten zum Bebau-
ungsplan ‚Rechenzentrum‘ vom 28.04.2025 
belegen, dass sowohl am Tag als auch in der 
Nacht der zusätzliche planungsbedingte Warm-
lufteintrag nur im direkten Planungsumfeld in 
den bodennächsten Luftschichten zu leichten 
Temperaturanstiegen führt. Die nächstgelege-
nen Ortslagen von Dexheim und Schwabsburg 
sind hiervon nicht betroffen. Auch eine großräu-
mige Klimaerwärmung ist als Folge des poten-
ziellen Betriebs der Rechenzentren im Planungs-
gebiet auszuschließen. 

Großräumigere mesoskalige Modellrechnun-
gen, die über das Modellgebiet im Klimagut-
achten vom 28.04.2025 (134 km²) hinausge-
hen, würden zu keinem Erkenntnisgewinn füh-
ren. 

3. 
Eingriffe in den natürlichen Wasserhaushalt des Bodens: 
Bei großflächiger Versiegelung und mehrmals im Jahr 
stattfindenden Starkregenereignissen müssen binnen kur-
zer Zeit in dieser Hanglage große Niederschlagsmengen 
bewältigt werden: 

3.1 
Wenn die momentane Verdunstung wegen der hohen 
Luftfeuchte gering ist und die Ableitung in vorhandene 
kleine Gräben außerhalb des Plangebiets in solchen Situ-
ationen keine Rolle spielen dürfen, muss das Oberflä-
chenwasser binnen Kürze im Plangebiet zurückgehalten 
bzw. kontrolliert verzögert abgeleitet werden. 

Abwasserleitungen, Rigolen, Verdunstungsflächen, Re-
genrückhaltebecken und Wasserspeicher sind in ausrei-
chender Größe zu dimensionieren und für solche Starkre-
genereignisse im Plangebiet (Endausbau) auch vorzuhal-
ten. 

Eine zusätzliche Belastung von Engstellen der Oberflä-
chenentwässerung im Innenbereich von Unterliegern (z.B. 
Flügelsbach-Betonrinne in Nierstein) muss ausgeschlos-
sen werden. 

3.2 
Die Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung, auf 
Versickerung, Verdunstung und insbesondere auf das Ab-
flussverhalten der tiefergelegenen Vorfluter (Engelsklauer 
Graben > Flügelsbach > Rhein) durch die Umverteilung 
von Oberflächenwasser sind bei derartig kompakten Ge-
bäuden (227,5 x 109 x 32 m je Rechenzentrum lt. Plan-
zeichnung) im Verlauf der Planumsetzung sorgfältig zu un-
tersuchen und ggf. durch den Investor zu korrigieren. Es 
wird angeregt, ein solches Monitoring im Rahmen des 
städtebaulichen Vertrags mit der Stadt Nierstein festlegen. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die bekannten Informationen zur Starkregenge-
fährdung stehen einer Ausweisung auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung nicht ent-
gegen. Eine konkrete Berücksichtigung dieser 
Thematik kann auf der Ebene der Bebauungs- 
bzw. der Objektplanung erfolgen. Diesbezüg-
lich ist folgendes bekannt: 

Das vorliegende Entwässerungskonzept zum Be-
bauungsplan, das das Gesamtgebiet umfasst, 
enthält alle notwendigen Angaben. Dabei wird 
auch die Starkregenthematik ausführlich behan-
delt. Das Rückhaltevolumen für Niederschlags-
wasser wird ausreichend dimensioniert.  

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die wasserwirtschaftlichen Hinweise stehen ei-
ner Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. Eine konkrete 
Berücksichtigung dieser Thematik kann auf der 
Ebene der Bebauungsplanung erfolgen. Dies-
bezüglich ist folgendes bekannt: 

Die Themen Grundwasserneubildung, Versicke-
rung und Verdunstung ziehen sich durch das ge-
samte Entwässerungskonzept und sind umfas-
send dargestellt.  
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3.3 
Wäre es denkbar, unter jedem Rechenzentrum ein groß-
flächiges (ggf. öffentlich nutzbares) Speicherbecken für 
die zunehmenden Trockenphasen in Rheinhessen, aber 
auch als Löschwasserreservoir anzulegen oder für die 
Wasser (statt Luft-)kühlung der Rechner und so die bei 
Niederschlägen anfallenden Wasserüberschüsse zwi-
schenzeitlich zu bevorraten? 

Inwieweit etwaige Überwachungsmaßnahmen 
erforderlich sein werden, wird im Genehmi-
gungsverfahren zu klären sein. Die Entschei-
dung obliegt den zuständigen Fachbehörden. 

Die Verbandsgemeinde geht davon aus, dass 
entsprechende Überwachungsmaßnahmen bei 
Erforderlichkeit dann beauflagt werden. 

Die Fragestellung wird zur Kenntnis genommen. 

Es handelt sich um eine sehr konkrete Fragestel-
lung, die jenseits der Planungsebene des Flä-
chennutzungsplanes liegt. Aus dem Projekt ist 
jedoch folgendes bekannt: 

Für die Rückhaltung des Niederschlagswassers 
sind verschiedene Becken vorgesehen, überwie-
gend in naturnahem Ausbau, aber auch im 
Dauereinstau, die über ein ausreichendes Spei-
chervolumen verfügen. Dabei werden die An-
forderungen des Brandschutzes berücksichtigt. 
Teilweise lässt sich der über das Plangebiet ver-
teilte Bestand nutzen oder mit einem vertretba-
ren Aufwand ertüchtigen. 

4. 
Als Grundlage für ein potentielles Hyperscale-Rechenzent-
rum im 24 h-Betrieb und in „Tier 4“- Qualität, welches 
durch diese Bauleitplanung vorbereitet wird, erscheint ein 
belastbares Immissionsgutachten nicht nur im Hinblick auf 
das Schutzgut „Lärm“ erforderlich, sondern auch im Hin-
blick auf das Schutzgut „Luft“ bzw. „Klima(schutz)“. 

 

 

 

 

 

 

 

4.1 
Wenn die hier vorgesehenen (Diesel-)Notstromaggregate 
in Volllast oder auch nur zu Prüfzwecken im Regelbetrieb 
(täglich 3 von 37 Notstromaggregaten je Rechenzentrum 
à 8 h) bzw. im jährlichen Probebetrieb („Black Building 
Test“) sämtlicher 333 Notstromaggregate (à 4 h lt. Schall-
gutachten zum B-Plan) für das gesamte Rechenzentrum 
hochgefahren werden, dann entwickeln sie (neben Lärm 
auch) Abgase. Ein Gutachten, wieviel CO2 und CO2-Äqui-
valente, Stickstoffdioxid und Feinstaub, Stickstoffdeposition 
und Säuredeposition sowie Gerüche, also Luftschadstoffe 
in diesem Fall in die Atmosphäre gelangen, fehlt. Ebenso 
fehlt die Modellierung der ortsspezifischen Ausbreitung 
derartiger stofflicher Emissionen für diese drei Szenarien. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Aufgrund der Größe der Vorhaben werden im-
missionsschutzrechtliche Genehmigungsverfah-
ren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) durchgeführt. Vergleichbar der tech-
nischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 
Lärm) wird in diesen Verfahren das Einhalten der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
(TA Luft) geprüft, anhand von Immissionsricht-
werten für eine Vielzahl von Luftschadstoffen. 
Somit ist sichergestellt, dass die gesetzlichen An-
forderungen an den Betrieb der Aggregate ein-
gehalten werden. Insofern wird der Anregung 
entsprochen, allerdings auf der nachgelagerten 
Ebene der BImSchG-Verfahren.  

 

Die Einschätzungen werden nicht geteilt.  

Zu den Luftschadstoffen siehe die voranstehen-
den Ausführungen zu Nr. 4. Es ist nicht ersicht-
lich, welchen Erkenntnisgewinn eine genaue 
Prognose der zu erwartenden Luftschadstoffe für 
die städtebauliche Planung haben könnte. Hier 
ist auf die ungewöhnlich hohe Entfernung zwi-
schen den Emissionsquellen und den schutzwür-
digen Nutzungen in den umgebenden Ortsge-
meinden und Ortsteilen hinzuweisen. Aufgrund 
dieser räumlichen Voraussetzungen stellt sich 
die Situation in Bezug auf Luftschadstoffe in 
Nierstein deutlich günstiger dar als an vielen an-
deren Rechenzentrums-Standorten im Umfeld 
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Der Verweis auf noch nicht fertiggestellte spätere Gutach-
ten im Umweltbericht (zum B-Plan) erscheint bei diesem 
gewaltigen Rechenzentrum, wie es hier geplant ist, nicht 
ausreichend und klimarelevante Luftschadstoffe/ Treib-
hausgase aus 333 Dieselgeneratoren dürften im Planver-
fahren dieses Einzelfalls durchaus beachtlich sein. 

Zumal es bereits konkrete Angaben zu den projektierten, 
immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anla-
gen gibt: „… pro Gebäude 37 oberirdische doppelwan-
dige Lagerbehälter mit einem Volumen von 50 m³ vorge-
sehen. Als Kraftstoff für die Generatoren kann Diesel oder 
Heizöl verwendet werden. … Generatoren Typ KOHLER 
KD3750-E bzw. alternative Generatortypen mit einem ver-
gleichbaren Kraftstoffverbrauch oberhalb der Lagerbehäl-
ter“ (lt. Begründung B-Plan S. 132). 

4.2 
Welche und wie viele Luftschadstoffe treten an einem hei-
ßen Sommertag (≥ 30 °C)/ in einer „tropischen“ Nacht 
(≥ 20 °C) bei Vollastbetrieb eines Rechenzentrums aus 
den neun Abluftkaminen insgesamt aus? 

von Siedlungen.  

Zum CO2-Ausstoß siehe Umweltbericht zum 
Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘, Abschnitte 
2.7 Luft und darunter insbesondere Abschnitt 
2.7.2 Treibhausgas-Emissionen (THG).  

 

 

 

 

 

 

siehe die Ausführungen zu Nrn. 4. und 4.1  

 

5. 
Wird es außerhalb des Rechenzentrums inkl. seiner Infra-
struktur Veränderungen elektromagnetischer Felder geben 
(z.B. durch Hochspannungszuleitungen, Industriestroman-
schlüsse, elektronische Sicherheitsanlagen, elektrische Ka-
belanbindungen zur Impulsweiterleitung etwa zum Inter-
netknoten De-Cix Frankfurt a.M.)? 

Im Umweltbericht heißt es dazu u.a. „Magnetische Felder: 
Diese treten bei Freileitungen und Erdkabeln auf. Sie wer-
den durch das Erdreich oder durch Baumaterialien nicht 
abgeschirmt. Die höchsten Feldstärken sind direkt unter 
Freileitungen und über Erdkabeln zu finden. Mit seitlichem 
Abstand zu einer Trasse nehmen sie deutlich ab.“ (S. 125 
der Begründung B-Plan) 

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.  

Die Herstellung der Anbindung ist Gegenstand 
nachfolgender Genehmigungsverfahren. Es ist 
nach dem Stand der Abstimmung mit den Ener-
gieversorgern und Leitungsbetreibern jedoch si-
cher davon auszugehen, dass diese Fragen ab-
schließend so gelöst werden können, dass die 
Verwirklichung der Planung keinen unüberwind-
lichen Hindernissen begegnet. Eine Konfliktbe-
wältigung für Anlagen außerhalb des Plange-
bietes bereits im Flächennutzungsplan ist daher 
nicht erforderlich. 

6. 
Belange der Wirtschaft im Interesse einer verbraucherna-
hen Versorgung der Bevölkerung: Die Stadt Frankfurt a.M. 
mit dem Internetknoten De-Cix Frankfurt und lt. Presse 38 
bzw. „schätzungsweise 65“ Rechenzentren (AZ 25. Mai 
2024) hat wegen Immissionskonflikten mit den Nachbarn 
bereits die Schaffung neuer Rechenzentren auf wenige 
(eher gewerblich geprägte, ortsrandnahe) Stadtteile be-
schränkt: Sossenheim, Rödelheim, Griesheim, Gallus, Os-
tend, Fechenheim sowie Seckbach. 

Die von der Wirtschaft gewünschte Rechenleistung soll nun 
also wegen „Konflikten“ lieber im Umland, also in Nier-
stein bereitgestellt werden. 

 

 

 

 

 

Die Einschätzungen zur Standortwahl werden 
nicht geteilt.  

Für die Verbandsgemeinde Rhein-Selz und die 
Stadt Nierstein jeweils als Trägerin der Pla-
nungshoheit steht die Frage im Vordergrund, 
wie die Konversionsfläche Rhein-Selz-Park best-
möglich einer nachhaltigen, auf die besonderen 
örtlichen Gegebenheiten angepassten Nutzung 
zugeführt werden kann. Dass diese Aufgabe 
sehr anspruchsvoll ist, zeigt das vor rund 10 
Jahren durchgeführte und letztlich erfolglose 
Planungsvorhaben.  

Abstrakte Erwägungen in Richtung ortsnaher, 
gewerblich geprägter Stadtteile als potenzieller 
Standort führen daher nicht weiter, auch weil die 
siedlungsstrukturellen Gegebenheiten des Ver-
dichtungsraums Rhein-Main in keiner Weise mit 
der örtlichen Situation in Nierstein vergleichbar 
sind.  
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6.1 
Dafür müssen (Daten-)Anschlüsse geschaffen werden. Wie 
und wo sind diese geplant? Wer plant und realisiert diese 
(Rheinland-Pfalz nach Hessen; unter den beiden Flüssen/ 
Wasserstraßen Rhein und Main)? 

6.2 
In welcher (insbesondere für die Stadt Nierstein) baulich 
bzw. elektromagnetisch wahrnehmbaren Art und Weise 
geschieht die Datenübermittlung bzw. -anbindung jedes 
einzelnen Rechenzentrums bzw. der neun Rechenzentren 
insgesamt an den Internet-Knoten De-Cix in Frankfurt 
a.M.? 

Es gibt keine Verlagerung in das Umland, son-
dern eine Standortentwicklung an der Stelle, an 
der im Jahr 2009 die militärische Nutzung auf-
gegeben wurde.  

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.  

Es handelt sich um eine sehr konkrete Fragestel-
lung, die jenseits der Planungsebene des Flä-
chennutzungsplanes liegt. Aus dem Projekt ist 
jedoch folgendes bekannt: 

Nach dem aktuellen Planungsstand wird der 
Strom über das bestehende Leitungsnetz zur 
Verfügung gestellt. Voraussichtlich muss die be-
stehende Infrastruktur ertüchtigt werden. Ob 
neue Anschlüsse erforderlich sind, wird durch 
den Netzbetreiber geprüft. 

7. 
Berücksichtigung der Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbe-
völkerung i.V.m. der Erwartung schwerer Unfälle oder Ka-
tastrophen/ Belange des Zivilschutzes: Ein Rechenzentrum 
dieser Größenordnung zählt zur kritischen Infrastruktur und 
muss deswegen entsprechend geschützt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7.1 
Welche Maßnahmen sind dafür auf dem Gelände eines 
jeden Rechenzentrums und für das Plangebiet insgesamt 
für den worst-case-Fall eines militärischen bzw. terroristi-
schen Angriffs angedacht bzw. vorgesehen? 

 

7.2 
Welche Abstände sind lt. Seveso-II-Richtlinie von den neun 
Störfallbetrieben zu schutzbedürftigen Nutzungen, zu öf-
fentlichen Einrichtungen oder privaten Unternehmen maß-
geblich, die z.B. im benachbarten Gewerbegebiet „auf 
kurzem Weg“ Abwärme des Rechenzentrums abnehmen 
möchten, ggf. ein beheiztes Hallenbad, eine Sporthalle, 
ein Krankenhaus, ein Trocknungsbetrieb oder eine Gärt-
nerei/ Orchideenzucht. Möglicherweise sind danach ein-
zelne schutzbedürftige Nutzungen aus dem geplanten Ge-
werbegebiet „Rhein-Selz-Park“ auszuschließen. 

Die Einschätzung wird bestätigt.  

An Rechenzentren als Bestandteil der kritischen 
Infrastruktur werden sehr hohe Sicherheitsanfor-
derungen gestellt. Das betrifft nicht nur die Aus-
fallsicherheit im Hinblick auf die Kundenbezie-
hung, sondern auch Sicherheit in Bezug auf Cy-
berangriffe, Sabotageakte und Naturkatastro-
phen. Aufgrund des hohen Sicherheitsniveaus 
sind Beeinträchtigungen der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung nicht zu erwarten.  

[Zur Ausfallsicherheit: Im Rhein-Selz-Park wer-
den „Tier 4-Rechenzentren“ geplant. Dabei 
handelt es sich um die höchste Stufe der Aus-
fallsicherheit von Rechenzentren, was bedeutet, 
dass die Anlagen für die Kunden 99,991 % des 
Jahres verfügbar sein müssen. Geplant werden 
seitens des Rechenzentrumsbetreibers noch 
strengere 99,999 %, das entspricht einer statis-
tischen maximalen Ausfallzeit von ca. 20 Minu-
ten pro Jahr.]  

Die Frage wird zur Kenntnis genommen.  

Fragen der Anlagensicherheit sind Gegenstand 
nachfolgender Genehmigungsverfahren. Sie 
stehen dem Ansiedlungsvorhaben nicht entge-
gen. 

Die Fragen und Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.  

Das Gutachten von PRONUSS consulting zum 
Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘ zur Ermittlung 
von Gefährdungsbereichen geht in Abschnitt 
3.2 detailliert auf die hier aufgeworfene Frage-
stellung ein. Danach hängt der erforderliche 
Abstand davon ab, welche Schutzobjekte im 
Sinne des § 3 Absatz 5d BImSchG in welchem 
Abstand von den Gefahrenquellen zu liegen 
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kommen. Folglich kann die Frage ohne Kennt-
nis der Umgebungsnutzungen nicht allgemein-
gültig beantwortet werden kann. Ähnlich der 
Vorgehensweise im Schallschutz ist es möglich, 
potenzielle Konflikte zwischen Nutzungen durch 
geeignete Anordnung im Sinne des § 50 BIm-
SchG zu vermeiden oder wenigstens zu mini-
mieren. Das bedeutet konkret, dass innerhalb 
des Gewerbegebiets eher störempfindliche Nut-
zungen weiter entfernt von den Störfallbetrieben 
angeordnet werden können. Dies wird Gegen-
stand des künftigen gesonderten Planungsver-
fahrens zum südöstlich angrenzenden Gewer-
begebiet sein. 
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Öffentlichkeit 2 - Stellungnahme vom 22. Aug. 2025 (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Wir vertreten die rechtlichen Interessen der XXX. Eine uns 
legitimierende Vollmacht liegt bei. 

Im Rahmen der Offenlage der 8. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 2030 beziehen wir namens und im Auftrag 
unserer Mandantin wie folgt Stellung: 

1. 
Unsere Mandantin erwarb mit Kaufvertrag vom 
14.11.2016 XXXX Notar Gunther Dilling, Oppenheim) die 
Grundstücke, Gemarkung Nierstein­Schwabsburg, 
Flur 10; Nr. 244/41, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 
51, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60~61, 62, 63, 64, 
65, 66, 67, 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76 und 77. 

Zum Zeitpunkt des Grunderwerbs lagen die Grundstücke 
im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
‚Rhein-Selz-Park‘ der Stadt Nierstein und waren dem ‚Son-
dergebiet Offroad Unterkunft/Freizeiteinrichtung‘ zuge-
ordnet. Dieses beinhaltete die Nutzung zu temporären 
wohnungswirtschaftlichen Zwecken in Verbindung mit der 
nördlich geplanten Offroad-Anlage. 

Mit Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Rheinland-Pfalz 
(OVG) vom 18.04.2018 wurde der Bebauungsplan 
‚Rhein-Selz-Park‘ der Stadt Nierstein für unwirksam erklärt. 
Bis zur Erstellung eines neuen Bebauungsplanes und des-
sen Inkrafttreten besteht für den gesamten Geltungsbe-
reich des Rhein-Selz-Parks nunmehr kein Baurecht. 

Mit Aufstellungsbeschluss vom 09.02.2021 hatte die Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz die 2. Änderung des 
FNP 2030 beschlossen. Ziel war die Umwidmung der be-
troffenen Flächen im Rhein-Selz-Park von einem Sonder-
gebiet (SO) in ein Mischgebiet (MI) im Sinne von § 6 
BauNVO. Gemäß § 6 BauNVO dienen Mischbaugebiete 
dem Wohnen und der Unterbringung von nicht störenden 
Gewerbebetrieben. 

Zu diesem Zwecke schloss die Verbandgemeinde Rhein-
Selz am 12.02.2021 einen Kostentragungsvertrag mit un-
serer Mandantin. Hierin verpflichtete sich die Verbandsge-
meinde Rhein-Selz dazu, zur Vorbereitung des weiteren 
Bebauungsplanverfahrens der Stadt Nierstein durch die 
Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz eine landespla-
nerische Stellungnahme einzuholen. Der Vertrag besteht 
ungekündigt weiter. 

Am 08.12.2022 stellte die Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
den Antrag auf eine landesplanerische Stellungnahme. 
Hierin führt sie aus, dass sie mit unserer Mandantin als 
Vorhabensträgerin für den südöstlichen Teilbereich des 
Rhein-Selz-Parks eine homogene Mischung von Wohnen 
und Gewerbe beabsichtigt. Konkret wurden ein Senioren-
hotel, ein ‚Shoppingcenter‘, Reihen- sowie Mehrfamilien-
häuser, Einzelhandelsgeschäfte, Fitness- und Sportanla-
gen, ein Geschäfts- und Rechenzentrum, ein Unterhal-
tungszentrum, ein Hotel sowie ein Waisenhaus geplant. 

 

 

 

 

 

Die Darstellungen zum Sachverhalt werden zur 
Kenntnis genommen. 
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In der öffentlichen Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses vom 17.06.2024 zum Bauleitplanverfahren 
‚Flächennutzungsplan 2030, 8. Änderung‘ äußerte die 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz nun erstmals den Willen, 
den südöstlichen Bereich des Rhein-Selz-Parks der Stadt 
Nierstein als Gewerbegebiet auszuweisen und stellte am 
05.06.2025 den gegenständlichen Entwurf auf. 

II. Im Rahmen der Begründung des Entwurfs der 
8. Änderung des Flächennutzungsplans führt die Ver-
bandsgemeinde auf Seite 2 aus: ‚Die früheren Planungs-
vorstellungen auf dem Gelände konnten nicht umgesetzt 
werden, so dass das Areal bis heute weiter brachliegt.‘ 

Nähere Ausführungen, weshalb die früheren Planvorstel-
lungen nicht umgesetzt werden konnten, fehlen gänzlich. 
Ebenfalls fehlen Ausführungen dazu, wie mit den vertrag-
lichen Vereinbarungen der Verbandsgemeinde mit unse-
rer Mandantin umzugehen ist. 

Weiter heißt es auf der zweiten Seite: ‚Mittlerweile hat ein 
anderer Projektträger und Betreiber ein neues Entwick-
lungskonzept für die Fläche erarbeitet. Konkret ist im über-
wiegenden Teil des Areals die Ansiedlung eines großflä-
chigen Rechenzentrums vorgesehen. Zugehörige Ergän-
zungsnutzungen sowie weitere gewerbliche Nutzungen 
könnten auf den im Osten verbleibenden Flächen ange-
siedelt werden. Damit zielt dieses Konzept auf Gewerbe 
ab, jedoch überwiegend mit einem spezifischen Schwer-
punkt‘ 

Die gewerblichen Flächen des südöstlichen Teils sollen so-
mit in erster Linie dem Zwecke des Rechenzentrums die-
nen. Durch dieses Bauvorhaben werden Teile der im Kauf-
vertrag 2016 erworbenen Grundstücke unzulässig in das 
Gewerbegebiet ‚Rechenzentrum‘ einbezogen. Dies stellt 
einen unmittelbaren Eingriff in das Eigentumsrecht unserer 
Mandantin dar. 

Die bestehenden Wegerechte und Erschließungen werden 
durch das Einbeziehen in die neue Planung eingeschränkt, 
wodurch ebenfalls Rechte unserer Mandantin beeinträch-
tigt werden. 

In ihren Ausführungen auf Seite 6 der Begründung stützt 
die Verbandsgemeinde die geplante Ausweisung eines 
Gewerbegebiets auf Ziel 18a der 3. Fortschreibung des 
Raumordnungsplanes (ROP). Danach sind Vorrangge-
biete für Gewerbe ausschließlich 

für die Ansiedlung groß- und mittelflächiger Industrie- und 
Gewerbebetriebe vorgesehen (ab ca. 2.000 m² Grundflä-
che.) 

Kleinere Betriebe sowie Nutzungen wie Geschäfts-, Büro- 
und Verwaltungsgebäude, Vergnügungsstätten oder sozi-
ale, kulturelle und sportliche Einrichtungen sollen dort 
nicht zugelassen werden. Lediglich Werksverkäufe, be-
triebszugehörige soziale Einrichtungen und Wohnungen 
für Aufsichtspersonen oder Betriebsleiter sind als Ausnah-
men vorgesehen. 

 

 

 

 

 

Die Einleitung des Verfahrens zur 2. Änderung 
des FNP im Jahr 2021 war ein Versuch, mehr 
Flexibilität für eine Nachnutzung zu schaffen, als 
es die bisher im FNP dargestellte „Sonderbauflä-
che Offroad mit der Zweckbestimmung Unter-
kunft/Freizeiteinrichtung/Veranstaltung“ ermög-
licht hätte. Die Ziele der Verbandsgemeinde, die 
dem damaligen Aufstellungsbeschluss zur 2. Än-
derung zu Grunde lagen (Entwicklung eines 
Mischbaugebiets), haben sich aufgrund der wei-
teren Entwicklung des übrigen Areals des ehe-
maligen Militärstandortes zu einem großflächi-
gen Rechenzentrum im Zuge der vorliegenden 8. 
FNP-Änderung geändert. Neben der Ansiedlung 
des Rechenzentrums sind komplementäre ge-
werbliche Nutzungen städtebaulich nicht nur 
sinnvoller, als zuvor in Betracht gezogene ge-
mischte Bauflächen, sondern entsprechen auch 
dem übergeordneten Ziel der Raumordnung, 
wonach der Standort als Gewerbestandort mit 
regionaler und überregionaler Bedeutung aus-
gewiesen ist. Auch Z 18a der unterdessen be-
schlossenen 3. Fortschreibung des Regional-
plans Rheinhessen-Nahe würde einer etwaigen 
Wohnnutzungsausweisung entgegenstehen. Da-
nach dienen Vorranggebiete für Gewerbe der 
Ansiedlung von groß- und mittelflächigen Indust-
rie- und Gewerbebetrieben. Vor diesem Hinter-
grund ist es nicht zu beanstanden, wenn die Ver-
bandsgemeinde ihre städtebaulichen Ziele den 
seit 2021 eingetretenen Entwicklungen und Zie-
len der Regionalplanung angepasst hat. Z 18a 
unterliegt – entgegen der Ansicht des Einwenders 
– auch nicht der Abwägung der VG, sondern ist 
nach Inkrafttreten als Ziel der Raumordnung ge-
mäß § 1 Abs. 4 BauGB zu beachten. 

Aus der Kostenübernahmeerklärung zum Auf-
stellungserfahren für die nicht mehr weiterver-
folgten 2. FNP-Änderung kann der Einwender 
keine Rechte für sich herleiten. Ein Anspruch auf 
Aufstellung oder Änderung eines Flächennut-
zungsplans besteht nicht und kann auch durch 
Vertrag nicht begründet werden, § 1 Abs. 3 
BauGB. Etwaige Ansprüche gegen die Stadt 
Nierstein oder die Verbandsgemeinde sind ge-
mäß § 3 Abs. 7 des Kostentragungsvertrages 
auch für den Fall ausgeschlossen, dass das wei-
tere Bauleitplanverfahren – wie hier die 2. FNP-
Änderung - nicht mehr verfolgt wird. Daher ist 
nicht ersichtlich, welche etwaigen vertraglichen 
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Zwar richtet sich Ziel 18a des ROP in erster Linie auf groß-
flächige Industrie- und Gewerbeansiedlungen ab 
2.000 m². Dies ist jedoch nur ein Planungsziel auf über-
geordneter Ebene. Auf Ebene der Bauleitplanung besteht 
die Pflicht zur Abwägung aller öffentlichen und privaten 
Belange. Die Interessen unserer Mandantin an einer ge-
mischten, städtebaulich integrierten Entwicklung mit Woh-
nen und Nahversorgung wurden bislang anerkannt und 
dürfen nicht ohne gewichtige Gründe zurückgestellt wer-
den. 

Auf den Seiten 16-17 führt die Verbandsgemeinde aus, 
dass die gewerblichen Bauflächen im Südosten entlang 
der Bundesstraße konzentriert werden sollen, wobei Syner-
gieeffekte mit dem geplanten Rechenzentrum angestrebt 
seien. Die Planung wird mit dem Grundsatz GN 11 des 
Raumordnungsplanes begründet, wonach entwicklungs-
orientierte Netzwerke gefördert werden und Frauen be-
sondere Berücksichtigung finden sollen. 

Hierbei verkennt die Verbandsgemeinde erneut, dass all-
gemeine raumordnerische Grundsätze zwar in der Bau-
leitplanung berücksichtigt werden können, jedoch aber 
nicht zu einer einseitigen Gewichtung führen dürfen, die 
die privaten Belange unserer Mandantin vollständig ver-
drängt. 

Auch aus städtebaulicher Sicht ergeben sich erhebliche 
Zweifel. Ein Rechenzentrum erfordert großflächige, abge-
schlossene Strukturen und erzeugt kaum Synergien mit 
kleinteiligem Gewerbe oder Wohnen. Im Gegenteil bietet 
es wenig Beschäftigungseffekte für die lokale Bevölkerung 
und erzeugt keine nennenswerte städtebauliche Integra-
tion. Ein Rechenzentrum bringt auch weitere Immissionen 
mit sich, die gegen das Nachbarrecht und Rücksichtnah-
megebot verstoßen. Das Rechenzentrum, welches rund 
um die Uhr läuft, kann als Lichtbelästigung und Lärmbe-
lästigung von den Anwohnern wahrgenommen werden. 

Die geplante Mischnutzung unserer Mandantin schafft da-
gegen Wohnraum, sowie soziale Durchmischung und Ver-
sorgung vor Ort und entspricht somit den städtebaulichen 
Anforderungen weit besser. 

Ferner bezieht sich GN 11 auf die Förderung von Koope-
rationen zwischen Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung 
und Kammern - nicht auf die planerische Verdrängung 
von Wohnen und Mischnutzung zugunsten großflächiger 
Gewerbeansiedlungen. 

Auch der Bezug auf Gleichstellungsaspekte durch die Be-
rücksichtigung von Frauen wird durch die einseitige Aus-
weisung eines reinen Gewerbegebiets im Gegenteil kon-
terkariert, da gerade eine Mischnutzung vielfältige Be-
schäftigungs- und Wohnmöglichkeiten schafft. 

Auf den Seiten 17ff. der Begründung führt die Verbandge-
meinde durch den Flächennutzungsplan wesentlich be-
rührte Belange auf. 

Im Rahmen des Aspekts der Gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse führt die Verbandsgemeinde aus, dass nur ein 

Ansprüche der Einwender meint, geltend ma-
chen zu können. 

Unklar ist auch, welche Flurstücke des Einwen-
ders unzulässig in das Gewerbegebiet „Rechen-
zentrum“ einbezogen worden sein sollen. Ein 
„Gewerbegebiet Rechenzentrum“ gibt es nicht, 
sondern nur Sonderbauflächen Rechenzentrum, 
die nicht im Eigentum des Einwenders stehen. 
Die gewerblichen Bauflächen im südöstlichen 
Teil unterliegen nicht der Zweckbestimmung „Re-
chenzentrum“. Ein „unmittelbarer Eingriff“ in das 
Eigentum des anwaltlich vertretenen Einwenders 
besteht nicht. Unabhängig davon, dass die Ver-
bandsgemeinde nach dem Stand der Rechtsstrei-
tigkeiten zum Eigentum an den Flächen davon 
ausgeht, dass die Rhein-Selz-Park Nierstein 
GmbH Eigentümerin der Flächen ist und nicht 
die Einwenderin (vgl. Urteil des Landgerichts 
Mainz vom 8.8.2025, Az. 2 O 317/20), erfolgt 
durch den Flächennutzungsplan kein „unmittel-
barer“ Eingriff. Es handelt sich nur um einen vor-
bereitenden Bauleitplan.  

Soweit der Einwender auf etwaige vom Rechen-
zentrum ausgehende Immissionen abstellt und 
einen Verstoß gegen das Rücksichtnahmegebot 
geltend macht, sind die Einwendungen schon 
unsubstantiiert. Aufgrund des Abstands des Plan-
gebiets zur Wohnbebauung können wesentliche 
Beeinträchtigungen oder ein Verstoß gegen das 
Rücksichtnahmegebot ausgeschlossen werden. 
Im Plangebiet selbst gibt es keine bestehenden 
Wohnnutzungen. Solche sind aus den oben ge-
nannten Gründen auch nicht angedacht.  

 

 

Die Einwendungen werden zurückgewiesen. 

 

 

Die Ausführungen zur Planbegründung werden 
zur Kenntnis genommen. 
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begrenztes Konfliktpotential bestehe, da das Rechenzent-
rum eine Entfernung von 600 m zu geplanter Wohnbau-
fläche aufweise. 

Hierbei werden jedoch die Ziele der Regionalplanung ver-
kannt. 

Gemäß Ziel 14 des ROP werden in Verbindung mit An-
lage 1 des ROP bestimmte Gemeinden mit der besonde-
ren Funktion ‚Wohnen‘ ausgewiesen. Der Stadt Nierstein 
kommt diese Funktionszuweisung gemäß Anlage 1 des 
ROP zu, zumal sie in Korrespondenz mit Ziel 15 ROP als 
Gemeinden mit qualifizierten ÖPNV-Haltepunkten den 
Schwerpunkt ‚Wohnen‘ aufweist. Dieser Überzeugung war 
die Verbandsgemeinde bisher ebenfalls, was der Seite 9 
des Antrags auf eine landesrechtliche Stellungnahme vom 
08.12.2022 zu entnehmen ist. 

Auf Seite 26 heißt es ferner: ‚Weitere sonstige Belange wie 
z. B. Kultur- und Sachgüter, Denkmalschutz, Land- und 
Forstwirtschaft, Freizeit, Tourismus und Erholung sind nur 
geringfügig oder gar nicht durch die vorliegende Planung 
tangiert.‘ 

Eine mangelnde Tangierung ist jedoch allein darauf zu-
rückzuführen, dass derartige Belange im Flächennut-
zungsplan völlig unberücksichtigt bleiben. Somit verletzt 
das Vorhaben den touristischen Grundsatz des ROP. Im 
Rahmen des Antrags auf eine landesplanerische Stellung-
nahme führt die Verbandsgemeinde auf S. 11 aus, dass 
nach Grundsatz 99 des ROP ‚der Tourismus in der Region 
wegen seiner Arbeitsmarkteffekte sowie Synergieeffekte 
aus dem Absatz landwirtschaftlicher Produkte, der Verbes-
serung der Wohnstandortfaktoren und insbesondere auch 
zu Stabilisierung des dünnbesiedelten ländlichen Raumes 
durch Förderung von Initiativen, Akteurs Netzwerken und 
Kooperationen weiterentwickelt werden (soll).‘ 

Richtigerweise wird in der Begründung festgestellt: ‚Die 
gewerblich ausgerichtete Planung im Rhein-Selz Park 
selbst hat keinen Einfluss auf die touristischen Angebote.‘ 
(S. 26) 

III. Die Ausweisung des südöstlichen Gebiets als 
Gewerbegebiet widerspricht sowohl der ursprünglichen 
Zielsetzung des Aufstellungsbeschlusses der 2. Änderung 
des Flächennutzungsplans 2030 als auch dem Kostentra-
gungsvertrag, auf deren Basis unsere Mandantin erhebli-
che Planungskosten übernommen hat und der zunächst 
einmal auch noch von keiner Seite beendet wurde und 
daher weiterhin für die Verbandsgemeinde auch in Bezug 
auf die geplante Nutzung Verpflichtungen enthält. 

Es ist nicht einleuchtend, weshalb die Verbandsgemeinde 
von ihren bisherigen Plänen abrückt, während sie im Rah-
men ihres Antrags auf eine landesplanerische Stellung-
nahme vom 08.12.2022 zugunsten des Vorhabens unse-
rer Mandantin noch ausführt: 

‚Das beschriebene Vorhaben entspricht den landesplane-
rischen Plänen und damit verbundenen Grundsätzen und 
Zielen vollständig. Die vorgesehene gemischte Nutzung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die landesplanerische Stellungnahme von 2022 
erging zu einer unterdessen nicht mehr weiterver-
folgten Planung und berücksichtigt naturgemäß 
die erst 2025 beschlossene 3. Teilfortschreibung 
des Regionalen Raumordnungsprogramms 
nicht. Auf die Ausführungen oben zu den geän-
derten Planungszielen und raumordnerischen 
Rahmenbedingungen wird verwiesen. Die vorlie-
gende 8.-FNP-Änderung entspricht den Zielen 
der Raumordnung. 
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aus Gewerbe und Wohnen setzt das Ziel der ‚Innenent-
wicklung vor der Außenentwicklung‘ durch Konversion un-
mittelbar um. Damit auch dem baurechtlichen Gebot des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Rechnung ge-
tragen. 

Die Schaffung von Wohnraum (Wohnbauflächen) und 
Gewerberaum (gewerbliche Bauflächen) durch Innenent-
wicklung entspricht darüber hinaus den Zielen des Landes 
Rheinlandpfalz sowie denen an die Kommunen gerichtete 
baurechtliche Vorgabe ‚sozial stabile Bewohnerstrukturen 
und der Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung 
zur Verfügung zu stellen‘. Darüber hinaus bedeutet die In-
nenentwicklung durch Aktivierung einer Konversionsfläche 
eine erhebliche Reduzierung der Erschließungskosten im 
Vergleich zur Neuausweisung von Bauflächen‘. 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 wurde 
zwar bislang nicht rechtlich umgesetzt, diente jedoch fak-
tisch als Handlungsleitlinie und Grundlage für private In-
vestitionsentscheidungen unserer Mandantin. Der neue 
Änderungsentwurf weicht davon erheblich ab und führt so 
zu einem Bruch des Vertrauensschutzes. 

Die Nutzungsänderung basiert zudem auf einem Schall-
schutzgutachten, welches von unserer Mandantin in Auf-
trag gegeben wurde. Dies stellt eine zweckwidrige und un-
autorisierte Nutzung dar, welcher unsere Mandantin nicht 
zugestimmt hatte. 

Für unsere Mandantin ist unklar, weswegen die Verbands-
gemeinde nunmehr von ihrem bisherigen Standpunkt ab-
rückt. Jedenfalls wurden ihre wirtschaftlichen Belange 
nicht adäquat berücksichtigt und eine ordnungsgemäße 
Abwägung unterbleibt. 

Ferner wird die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 
dem Wohnraumbedarf nicht gerecht und widerspricht den 
Zielsetzungen der Raumordnung und dem Leitbild der 
‚Stadt der kurzen Wege‘. 

Auch aus wirtschaftlichen und ökologischen Aspekten ist 
die Errichtung eines Rechenzentrums mit dienendem Ge-
werbegebiet fragwürdig. Im Rahmen eines Mischgebietes 
können bereits bestehende Infrastrukturen zudem effizien-
ter genutzt werden. 

Insgesamt leidet die 8. Änderung des Flächennutzungs-
plans an einem erheblichen Abwägungsdefizit, da die Be-
lange unserer Mandantin und die Zielsetzung des Aufstel-
lungsbeschlusses der 2. Änderung des Flächennutzungs-
plans 2030 nicht adäquat berücksichtigt wurden. Dass 
unsere Mandantin nicht unberücksichtigt bleiben durfte, 
war für die Verbandsgemeinde auch erkennbar, da sie 
sich des Instruments des Kostenübernahmevertrags be-
diente und unsere Mandantin somit zu erheblichen Dispo-
sitionen veranlasste. 

Sollte die Verbandsgemeinde am rechtswidrigen Flächen-
nutzungsplan festhalten und auf Grundlage dessen einen 
Bebauungsplan erlassen, raten wir unserer Mandantin 
dazu, einen Normenkontrollantrag zu stellen und weitere 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für das Planungsverfahren wurde ein neues 
Schallgutachten seitens des neuen Vorhabenträ-
gers in Auftrag gegeben, das im Übrigen nicht 
Gegenstand der Flächennutzungsplanung ist.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Verbandsgemeinde nimmt zur Kenntnis, dass 
der Einwender mit den geänderten Planungszie-
len der Verbandsgemeinde und der Stadt nicht 
einverstanden ist. Etwaige Abwägungsfehler sind 
nicht erkennbar.  
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rechtliche Schritte einzuleiten. Dies gilt auch für die weite-
ren, oben angesprochenen Rechtsverletzungen. 
Anlage 1:  Vollmacht  
Anlage 2:  Kostentragungsvertrag  
Anlage 3:  Antrag auf landesplanerische Stellungnahme  
Anlage 4:  Schriftverkehr  
Anlage 5:  Entwurf zum Bebauungsplan „Rhein-Selz-Park, 

II / Rechenzentrum“  
Anlage 6:  Lageplan / Vorhaben 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige 
Normenkontrolle gegen einen Flächennutzungs-
plan gemäß § 47 VwGO unzulässig sein dürfte, 
da der Flächennutzungsplan keine Satzung dar-
stellt.  

Etwaige Rechtsverletzungen sind im Übrigen 
auch nicht ersichtlich. 

Die Einwendungen werden zurückgewiesen. 

Öffentlichkeit 3 (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland BUND, Mainz) - Stellung-
nahme vom 29. Aug. 2025 (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zum oben genann-
ten Verfahren Stellung nehmen zu können. Hiermit über-
senden wir Ihnen im Auftrag und im Namen des BUND 
Landesverband Rheinland-Pfalz e. V. folgende Einwen-
dungen zu den vorliegenden Entwürfen des Flächennut-
zungsplans sowie des Bebauungsplans der Stadt Nierstein. 

Offenlage vom 17.07.2025 unter: 

https://www.vg-rhein-selz.de/buerger-service/bauen-in-
der­verbandsgemeinde/offenlage/?sds=1#accordion-1-
0 

https:// www.vg-rhein-selz.de/buerger-service/ bauen-in-
der­Verbandsgemeinde/offenlage/?sds=1 #accordion-
1-1 

Zunächst möchten wir uns für die sehr interessante Infor-
mationsveranstaltung am 24.07.2025 in Nierstein bedan-
ken. Hier konnten bereits viele der für uns kritischen The-
men diskutiert und einige Bedenken geklärt werden. Den-
noch bleiben für uns einige Punkte offen. 

 

1. Umgang mit Naturschutz und Schutz der Biodiversität 

Zu diesem großen Themenkomplex wurden viele Detailpla-
nungen offengelegt. Wir hatten einen positiven Eindruck 
gewonnen. Die beauftragten Institute haben plausible Kon-
zepte vorgelegt, die sicher noch weiter zu konkretisieren 
sind. 

Wir gehen davon aus, dass diese Konzepte in diesem Sinn 
weiter fortgeschrieben und entsprechend umgesetzt wer-
den und möchten uns zum aktuellen Zeitpunkt nicht in ver-
schiedenen Details verlieren. 

Allerdings ist uns auch klar, dass hier eines der größten 
Rechenzentrums-Komplexe Europas entstehen soll. Hier 
wird ein großes, geschlossenes Gelände industriell er-
schlossen - ohne Einblicke von außen für die Anwohner 
und interessierte Bürger. 

Wir erwarten, dass die VG Rhein-Selz in enger Abstimmung 
mit der Stadt Nierstein auch Ressourcen und ordnungsrecht-
liche Strukturen etabliert, um die qualitative Umsetzung und 
Pflege der geplanten Maßnahmen überwacht. Das schließt 

 

Der Anregung wird gefolgt.  

Standortentwicklung ist ein komplexer und lang-
wieriger Prozess. Insofern werden die verschiede-
nen Konzepte weiter detailliert und im Sinne der 
Anregung fortgeschrieben, auch nach dem Ende 
des formellen Aufstellungsverfahrens zum Bebau-
ungsplan ‚Rechenzentrum‘. 

 

 

 

 

 

Die Erwartung wird zur Kenntnis genommen.  

Im Hinblick auf Größe und Komplexität des Pla-
nungsvorhabens, und unter Berücksichtigung der 
zahlreichen Anforderungen, die zu erfüllen sind, 
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auch die hinreichende Verfügbarkeit personeller Kompeten-
zen und Kapazitäten ein. 

 

 

Hier sollte ein Monitoring etabliert werden, um den Status 
und Zustand der Maßnahmen zu überwachen und die Öf-
fentlichkeit zu informieren. Die Stadt Nierstein sowie die 
VG Rhein-Selz können so ihren Anspruch auf eine nach-
haltige Entwicklung der Region untermauern. 

wird die Stadt Nierstein auf Einhaltung der verein-
barten Planinhalte und Vorgehensweisen achten. 
In diesen Prozess ist die VG Rhein-Selz selbstver-
ständlich eingebunden.  

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Über Fragen des Monitorings im allgemeinen 
Sinne und einer damit verbundenen Bürgerinfor-
mation ist außerhalb des Flächennutzungsplan-
Verfahrens zu entscheiden. Im engeren Sinne, ins-
besondere im Hinblick auf die Umsetzung der Ar-
tenschutzmaßnahmen, ist das Monitoring Be-
standteil des städtebaulichen Vertrags begleitend 
zum Bebauungsplanverfahren zum Rechenzent-
rum.  

2. Klimaschutzmaßnahmen 

Den hier vorgesehenen Umgang mit Energie sehen wir kri-
tisch. 

Elektrische Anschlussleistung 

Alleine für die derzeit geplante Rechnerleistung wird eine 
elektrische Anschlussleistung von über 480 MW erwartet - 
die nötige Leistung für den Betrieb der Gebäude und An-
lagen kommt noch hinzu. Dies entspricht dem Energiebe-
darf von ca. 500.000 Haushalten. 

Laut Planungsunterlagen hat der Energieanbieter eine 
‚überwiegend‘ nachhaltig erzeugte Energielieferung zuge-
sagt. 

 

 

Wir können diese Aussage nicht validieren, haben jedoch 
Zweifel: 

Eine übliche Windkraftanlage liefert ca. 6 MW. Für die hier 
benötigte elektrische Anschlussleistung sind rechnerisch 
etwa 80 Windkraftanlagen nötig - bei Nennlast! 

Da aber aufgrund wechselnder Windverhältnisse die Wind-
kraftanlagen nur begrenzt ihre Nennleistung liefern kön-
nen, werden im Endausbau der Rechenzentren wahr-
scheinlich weit mehr als 250 Windkraftanlagen dediziert 
für dieses Vorhaben nötig sein. 

Angesichts der aktuellen Ausbaurate der nachhaltigen 
Energiebereitstellung ist diese Zielvorgabe zumindest am-
bitioniert. 

Nutzung der Abwärme 

Die oben bezifferte elektrische Anschlussleistung wird phy-
sikalisch nahezu vollständig in Wärme umgewandelt. 

Gesellschaftspolitisch halten wir es für kritisch, dass eine so 
gigantische ‚Heizungsanlage‘ ausgerechnet in einem Ge-
biet entsteht, in dem keine Infrastruktur für eine sinnvolle 
Nutzung dieser Wärmeenergie existiert. 

Andererseits begrüßen wir es, dass dieser riesige Rechen-
zentrums-Komplex auf einer Kasernen-Brache entsteht und 
nicht irgendwo auf der ‚grünen Wiese‘. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Nach § 11 Abs. 5 Nr. 2 EnEfG müssen Betreiber 
von Rechenzentren den Stromverbrauch ab dem 
1. Januar 2027 bilanziell zu 100 Prozent durch 
Strom aus erneuerbaren Energien decken. Am 
Standort Rhein-Selz-Park wird auch das erste ge-
plante Rechenzentrum seinen Betrieb erst später 
aufnehmen können, so dass perspektivisch alle 
Rechenzentren mit Strom aus regenerativen Quel-
len versorgt werden. Dabei soll erneuerbare Ener-
gie nach Auskunft des Rechenzentrumsbetreibers 
ausschließlich aus Stromabnahmeverträgen 
(PPAs) für Wind- und Solarprojekte in Deutschland 
bezogen werden.  

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.  

Der Bezug von Windenergie aus den vorhande-
nen und geplanten Windparks in unmittelbarer 
Umgebung des Rhein-Selz-Parks wird geprüft. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die 
Verwendung ausschließlich von Windenergie aus 
dem Nahbereich nicht möglich ist, weil die Hoch-
verfügbarkeit von Rechenzentren eine unterbre-
chungsfreie Stromversorgung auch bei windar-
men Wetterlagen voraussetzt. Dessen ungeachtet 
gilt die oben beschriebene gesetzliche Vorgabe, 
dass perspektivisch ausschließlich Strom aus rege-
nerativen Quellen zum Einsatz kommen darf.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und fin-
det auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
bereits Berücksichtigung.  

Beim Betrieb von Rechenzentren fallen beträchtli-
che Mengen Abwärme an. Dabei handelt es sich 
um eine wertvolle Ressource, die die Stadt und die 
Verbandsgemeinde bei ihren eigenen Bemühun-
gen um eine Dekarbonisierung nutzen will. Auch 
regulatorische Vorgaben wie § 11 EnEfG ver-
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Dennoch darf diese riesige Menge Wärmeenergie nicht 
einfach ungenutzt in die Umwelt geblasen werden, wir er-
achten die Nutzung der Abwärme als zwingend erforder-
lich! 

Wir fordern, dass die Verwaltungen der VG Rhein-Selz so-
wie der Stadt Nierstein Strukturen etablieren, um eine mög-
lichst vollständige Nutzung der Abwärme zu ermöglichen. 

Wir begrüßen, dass dies bereits in die kommunale Wärme-
planung einfließt und dass es bereits erste Planungen zu 
Wärmenetzen gibt - aktuell ist aber noch vollständig offen, 
ob und wie hier ein Wärmenetz entstehen könnte. 

Es darf nicht bei dieser vagen Erwartung zu einem Wärme-
netz bleiben, über das wahrscheinlich nur eine begrenzte 
Menge dieser Abwärme genutzt werden könnte. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

pflichten Betreiber von Rechenzentren unter ande-
rem, einen möglichst hohen Anteil der beim Be-
trieb anfallenden Abwärme wiederzuverwenden. 
Die Stadt hat dies früh als Chance erkannt und 
daher mit der Vorhabenträgerin im städtebauli-
chen Vertrag umfangreiche Verpflichtungen zur 
Abwärmenutzung vereinbart. Sie haben den 
Zweck, die bei dem Betrieb des Rechenzentrums 
entstehende Abwärme aus Klimaschutzaspekten 
sinnvoll zu nutzen, soweit dies technisch möglich 
und wirtschaftlich ist. Auch die Vorhabenträgerin 
hat ein Interesse an einer Nutzung der Abwärme, 
da sie ihrerseits die regulativen Anforderungen 
bestmöglich erfüllen und wo möglich auch zu 
übertreffen sucht.  

Zu diesem Zweck verpflichtet sich die Vorhaben-
trägerin, an dem Aufbau eines Wärmenetzes mit-
zuwirken, die technischen Voraussetzungen für die 
Abwärmenutzung (Schnittstelle) zu schaffen und 
der Stadt (bzw. einem Abwärmenetzbetreiber) die 
Abwärme kostengünstig mit der jeweils im Re-
chenzentrum anliegenden Vorlauftemperatur zur 
Verfügung zu stellen.  

Da in der Stadt derzeit noch kein Wärmenetz exis-
tiert, in das die Abwärme des Rechenzentrums ein-
gespeist werden könnte, untersuchen Stadt, Ver-
bandsgemeinde und Vorhabenträgerin die hierzu 
denkbaren konzeptionellen Lösungen. Die Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz hat bereits eine Mach-
barkeitsstudie in Auftrag gegeben, welche die Re-
alisierung einer kommunalen Wärmeplanung un-
ter Berücksichtigung der Nutzung von Abwärme 
durch den Rechenzentrumscampus prüft. Die Vor-
habenträgerin flankiert dies mit eigenen Untersu-
chungen. Ein besonderes Augenmerk wird dabei 
auf Synergien mit der heimischen Wirtschaft ge-
legt und geprüft, wie auf den angrenzenden, noch 
zu entwickelnden gewerblichen Bauflächen Ge-
werbe angesiedelt werden kann, welches die Ab-
wärme sinnvoll nutzen könnte.   

Um eine effiziente Umsetzung in diesem Sinne 
auch tatsächlich zu ermöglichen, beteiligt sich die 
Vorhabenträgerin nach dem städtebaulichen Ver-
trag an der Konzeption und der Umsetzung der 
Abwärmenutzung mit erheblichen finanziellen Mit-
teln. Sie leistet einen namhaften Beitrag zur Kon-
zepterstellung für kommunale Wärmeplanung 
und der Umsetzung von Wärmekonzepten unter 
Berücksichtigung der Abwärmenutzung aus dem 
Rechenzentrum. Sobald und soweit eine Umset-
zung erfolgt, beteiligt sich die Vorhabenträgerin 
auch an den Kosten des Wärmenetzes selbst. Ins-
gesamt zeigen die übernommenen Verpflichtun-
gen ein klares Bekenntnis zur Abwärmenutzung.  

Die Rechenzentrums-Module, die auf dem Plan-
gebiet entstehen sollen, werden nach dem derzei-
tigen Stand der Planung über einen Zeitraum von 
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Deshalb regen wir an, dass z. B. in Zusammenarbeit mit 
der Transferstelle Bingen (TSB) und der TH Bingen Kon-
zepte für die Nutzung der Abwärme entwickelt und umge-
setzt werden. 

 

 

 

Auswirkungen auf die Umgebung 

a. Abwärme 

In der Informationsveranstaltung am 24.07.2025 wurde 
auch erörtert, dass die zu erwartenden Auswirkungen der 
Abwärme auf die Umgebung kaum messbar sein werden. 

Selbst bei vollständiger Wärmeabgabe an die Umwelt, inkl. 
der Abwärme durch die Notstromversorgung, soll durch ein 
aufwendiges Rechenmodell belegt werden, dass durch diese 
Maßnahmen keine signifikanten Auswirkungen auf das 
Mikroklima zu erwarten sind. 

 

 

Auch diese Untersuchung können wir nicht verifizieren - aber 
angesichts dieser enormen Energiemenge, die hier freige-
setzt wird, müssen wir eine Überprüfung dieser Aussagen 
nach der vollständigen Inbetriebnahme des ersten Gebäu-
des fordern. Auch die Ergebnisse dieser Überprüfung müs-
sen öffentlich zugänglich gemacht werden. 

Jegliche signifikante Auswirkung auf das Mikroklima hat 
deutliche Auswirkungen auf Fauna und Flora in der Umge-
bung - nicht zuletzt auch für die landwirtschaftliche Nutzung 
(z. B. Weinbau). 

 

 

b. Luftströmungen 

Es sind hier 9 Gebäude geplant, ca. 145 m lang und bis zu 
32 m hoch. Das entspricht etwa 10-stöckigen Wohngebäu-
den. 

Aus den Ergebnissen der im vorherigen Abschnitt erwähnten 
Rechenmodellen wird abgeleitet, dass diese Gebäude kei-
nen bedeutsamen Einfluss auf die Luftströmungen entwickeln 
werden. 

Aufgrund der gigantischen Größe dieses Gebäudekomple-
xes erscheint diese vermeintlich vernachlässigbare Störung 

etwa 10-15 Jahren errichtet werden. Aufgrund 
des rapiden technischen Fortschritts auf dem Ge-
biet der Wärmewiederverwendung sind Art und 
Umfang der Nutzung der Abwärme, die auf dem 
voll ausgebauten Rechenzentrums-Campus ent-
stehen wird, zwar noch nicht absehbar, die Stadt 
hat mit den vertraglichen Vereinbarungen mit der 
Vorhabenträgerin jedoch die Voraussetzungen 
geschaffen, eine bestmögliche Nutzung der Res-
source in der Zukunft zu sichern. 

Der Anregung wurde gefolgt.  

Die Vorhabenträgerin ist bereits im Austausch mit 
der der TSB und der TH Bingen. Mit dem verant-
wortlichen Herrn Prof. Dr. Türk der TH Bingen 
werden Diskussionen darüber geführt, wie Kon-
zepte zur Abwärmenutzung ausgestaltet werden 
können. 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Aussagen in der Informationsveranstaltung im 
Juli 2025 werden bestätigt. Auf Basis einer sehr 
aufwendigen Modellierung, sogar unter Berück-
sichtigung von Effekten der geplanten Windener-
gieanlagen auf das Strömungsgeschehen, kommt 
das Klimagutachten zu dem Ergebnis, dass die 
Planung bei Umsetzung des Maßnahmenkata-
logs, der in den Festsetzungen des Bebauungs-
plans verankert ist, zu keinen klimaökologischen 
Negativeffekten führen wird. 

Der Anregung wird gefolgt.  

Zwar betrifft die Hinweise die verbindliche Bauleit-
planung und nicht die Ebene des vorbereitenden 
Bauleitplans. Die Stadt Nierstein schließt mit der 
Vorhabenträgerin des Rechenzentrums zum Be-
bauungsplan einen städtebaulichen Vertrag, der 
zur weiteren Beobachtung des Mikroklimas ver-
pflichtet. Die Auswirkungen des ersten fertigge-
stellten Rechenzentrums werden in einer Fort-
schreibung der bereits erfolgten Prognoseberech-
nung berücksichtigt. 

 

 

 

 

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.  

Der Anregung auf Durchführung zusätzlicher Mes-
sungen wird nicht gefolgt.  

Ergänzende Messungen der Luftströmungen sind 
nicht erforderlich, weil die Ergebnisse des Klima-
gutachtens zum Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘
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wenig glaubhaft - wir müssen aber davon ausgehen, dass 
die zugrundeliegenden Berechnungen und Ergebnisse von 
anerkannten Experten geprüft und bestätigt wurden. 

Zur Kontrolle erwarten wir Messungen der Luftströmungen 
nach Fertigstellung jedes einzelnen Gebäudes, um evtl. Ab-
weichungen gegenüber der Prognose frühzeitig zu erkennen 
und für die nächsten Bauphasen berücksichtigen zu können.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Baumaterialien 

In der erwähnten Informationsveranstaltung hatten wir be-
reits die Errichtung der großen Gebäude thematisiert, die 
üblicherweise mit viel Beton realisiert werden. Zur Verrin-
gerung des CO²-Ausstoßes regen wir an, dass hier kein 
Beton, sondern alternative Baumaterialien zum Einsatz 
kommen. 

Wir als Gesellschaft müssen alles Notwendige tun, um un-
serer Umwelt, unsere Natur und unser Klima auch für die 
nachkommenden Generationen lebenswert zu erhalten. 

belegen, dass sowohl am Tag als auch in der 
Nacht der zusätzliche planungsbedingte Warmluf-
teintrag über Rückkühler und Abluftkamine nur im 
direkten Planungsumfeld in den bodennächsten 
Luftschichten zu leichten Temperaturanstiegen 
führt. Die nächstgelegenen Ortslagen von Dex-
heim und Schwabsburg sind hiervon nicht betrof-
fen. In den höheren atmosphärischen Luftschich-
ten ist eine weitreichende planungsbedingte Er-
wärmung der Luft ebenfalls auszuschließen. 

Gleichzeitig kann es kleinräumig bei spätfrostrele-
vanten Wetterlagen im Anstau der Gebäude zu 
Temperaturabnahmen kommen. Hier zeigen die 
Ergebnisse der numerischen Modellrechnungen, 
dass nur in einem schmalen Streifen im Westen 
und Südwesten des Plangebiets bestehende Reb-
flächen von planungsbedingten Lufttemperaturab-
nahmen betroffen sind. 

Somit ist festzuhalten, dass die Temperaturverän-
derungen als Folge geänderter Luftströmungen 
sowohl im positiven wie im negativen Bereich sehr 
gering ausfallen. 

 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Regelungen zu Baumaterialien sind Gegenstand 
der Flächennutzungsplanung. 
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Öffentlichkeit 4 - Stellungnahme vom 29. Aug. 2025 (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Gegen den Flächennutzungsplan 2030, 8. Änderung, so-
wie gegen den Bebauungsplan Rhein-Selz-Park II/Rechen-
zentrum mit Offenlage bis zum heutigen Tag, möchte ich 
als Gewerbetreibender in der Verbandsgemeinde mit 
Wohnsitz in der Verbandsgemeinde im Rahmen des förmli-
chen Verfahrens zur Beteiligung der Öffentlichkeit folgende 
Bedenken und Einwände vorbringen: 

1. 
Der Plan sieht für eine Teilfläche eine ‚Sonderfläche Re-
chenzentrum‘ vor. Damit wird die Nutzung des Geländes 
unnötigerweise auf diesen einen Nutzungszweck be-
schränkt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. 
Die Region benötigt dringend neue Arbeitsplätze. Die Krise 
des Weinbaus wird die Situation weiter verschärfen. Es 
scheint angebracht, Gewerbe anzusiedeln, die in der Lage 
sind, eine Verbindung zum Weinbau herzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3. 
Ein Rechenzentrum wird im Vergleich zu anderen Gewerbe-
gebieten sehr wenige Arbeitsplätze schaffen können, wie auf 
Seite 13/14 der Begründung zum ebenfalls ausliegenden 
Bebauungsplan beschrieben wird, nämlich etwa 500, statt 
sonst 1700-8400. 

 

 

 

 

 

 

Die Auffassung wird nicht geteilt.  

Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans und 
die Aufstellung des Bebauungsplans für das Re-
chenzentrum sind im Kontext der Gesamtent-
wicklung des Rhein-Selz-Parks zu sehen. In spä-
ter folgenden Bebauungsplan-Verfahren soll das 
angrenzende Gebiet der ehemaligen Housing-
Area als Gewerbegebiet entwickelt werden. Mit 
einem Angebot von ca. 15,9 ha Bruttobauland 
stehen perspektivisch ausreichend Flächen für 
andere Nutzungszwecke zur Verfügung. Für den 
1. Bauabschnitt des Gewerbegebiets (GE-A) hat 
die Stadt Nierstein bereits einen Aufstellungsbe-
schluss gefasst. 

 

 

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.  

Ein Zusammenhang zwischen den Planungen für 
das Rechenzentrum und Flächen für Gewerbe-
betriebe mit Bezug zum Weinbau wird nicht ge-
sehen. 

Aufgrund raumordnerischer Vorgaben könnten 
kleinere gewerbliche Betriebe ohnehin nicht im 
Rhein-Selz-Park angesiedelt werden. Gemäß 
dem Ziel 18a der 3. Fortschreibung des Raum-
ordnungsplans sind die Vorranggebiete für Ge-
werbe – wie hier - für die Ansiedlung von groß- 
und mittelflächigen Industrie- und Gewerbebe-
trieben vorgesehen. In der Erläuterung des 
Raumordnungsplans wird eine Größenordnung 
für Gewerbebetriebe von mindestens 2.000 m² 
Grundfläche genannt. Kleinere Betriebseinheiten 
sollen nicht vorgesehen werden, da diese i. d. R. 
problemlos auch an anderen Gewerbestandor-
ten außerhalb der Vorranggebiete untergebracht 
werden können. 

 

Die Bewertungen werden zur Kenntnis genom-
men.  

Ein Vergleich von Arbeitsplatzzahlen müsste die 
Sekundäreffekte im Umfeld der Ansiedlungen mit 
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4. 
Diese Arbeitsplätze sind zudem für einen überdurchschnitt-
lich spezialisierten Personenkreis relevant, von dem zu ver-
muten ist, dass er in der Region unterdurchschnittlich vertre-
ten ist. Es steht kaum zu erwarten, dass ein Rechenzentrum 
in nennenswertem Umfang Arbeitsplätze für ehemalige 
Fachkräfte des Weinbaus bieten kann. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. 
Auch ist zu erwarten, dass viele der Arbeitsplätze nicht vor 
Ort ausgefüllt werden. 

6. 
Es ist im Gegenteil zu vermuten, dass ein Rechenzentrum 
unterm Strich sogar Arbeitsplätze vernichten wird, denn auf 
Seite 105 der Begründung des Bebauungsplans heißt es so-
gar: ‚Der Vorteil für die Geschäftswelt liegt in der Einspa-
rung von Ressourcen durch die Reduzierung von Kosten für 
die Vorhaltung von spezialisiertem Personal.‘ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigen (Zulieferer, Dienstleistungsbe-
triebe, etc.), was hier nicht der Fall ist. 

Neben der Anzahl der Arbeitsplätze spielt deren 
Qualifikationsprofil eine wesentliche Rolle. Ei-
nem IT-Unternehmen entsprechend wird sich das 
Angebot auf zahlreiche hochqualifizierte Jobs er-
strecken. Ausbildungsplätze werden das Angebot 
ergänzen und eine langfristige Perspektive für 
junge Menschen bieten. 

Somit wird die Ansiedlung der Rechenzentren 
das örtlich und regional vorhandene Arbeits-
platzangebot sowohl quantitativ als auch quali-
tativ wesentlich verbessern. Mögliche Probleme 
des Arbeitsmarktes in der Branche Weinbau kön-
nen nicht der Errichtung der Rechenzentren ent-
gegengehalten werden. Vielmehr trägt das Hin-
zukommen neuer Arbeitsfelder zur Diversifizie-
rung des Arbeitsplatzangebots bei, was die Kri-
senfestigkeit der gesamten Region verbessert. 

Durch die Ansiedlung von Rechenzentren wird 
überdies eine Überlastung der vorhandenen ver-
kehrlichen Infrastruktur vermieden. Bei der An-
siedlung von beschäftigungsintensivem Gewerbe 
wäre ein deutlich höheres Verkehrsaufkommen 
zu erwarten, was zu einer Überlastung des beste-
henden Straßennetzes führen würde. 

Die Einschätzung wird nicht geteilt.  

Das Zitat wurde aus dem Kontext herausgelöst 
und ist daher missverständlich. Der Originaltext 
verdeutlicht, dass es keineswegs um die Reduzie-
rung von Arbeitsplätzen geht, im Gegenteil: 

„Durch die anhaltende Digitalisierung der Ar-
beitswelt, aber auch der privaten Lebenswelt 
steigt der Bedarf an Rechenzentren stetig. Diese 
Entwicklung wurde durch die Covid-19-Pande-
mie, z. B. durch die starke Nachfrage nach Vide-
okonferenzen, Videostreaming und E-Business, 
noch beschleunigt. In diesem Zuge gehen Unter-
nehmen immer weiter davon weg ihre IT-Infra-
struktur und Basisdienste selbst zu betreiben, son-
dern lagern sie an Management-Service-Betrei-
ber aus, die sogenannten Cloud-Anbieter. Der 
Vorteil für die Geschäftswelt liegt in der Einspa-
rung von Ressourcen durch die Reduzierung von 
Kosten für die Vorhaltung von spezialisiertem 
Personal und Know-how, Raum und Fläche oder 
auch Energie bei gleichzeitigem Betrieb der IT-
Infrastruktur durch professionelle Anbieter, die 
damit auch effizienter und nachhaltiger umgehen 
können, insbesondere in Bezug auf Hardware-
ressourcen, Energieverbrauch und Datensicher-
heit.“ 

Spezialisiertes Personal, welches große Rechen-
zentrumsbetreiber benötigen, soll in Nierstein 
beschäftigt werden, und nicht über die Fläche 
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7. 
Das Energieeffizienzgesetz verpflichtet die Betreiber von Re-
chenzentren, strenge Vorgaben einzuhalten. So ist unter an-
derem eine Nutzung von 20 % der anfallenden Abwärme 
durch Dritte verpflichtend. Die Abwärme entsteht bei der 
Kühlung der Serverhallen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

verteilt an anderen Standorten 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und 
findet auf Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung bereits Berücksichtigung.  

Beim Betrieb von Rechenzentren fallen beträcht-
liche Mengen Abwärme an. Dabei handelt es 
sich um eine wertvolle Ressource, die die Stadt 
und die Verbandsgemeinde bei ihren eigenen 
Bemühungen um eine Dekarbonisierung nutzen 
will. Auch regulatorische Vorgaben wie § 11 
EnEfG verpflichten Betreiber von Rechenzentren 
unter anderem, einen möglichst hohen Anteil der 
beim Betrieb anfallenden Abwärme wiederzuver-
wenden. Die Stadt hat dies früh als Chance er-
kannt und daher mit der Vorhabenträgerin im 
städtebaulichen Vertrag umfangreiche Verpflich-
tungen zur Abwärmenutzung vereinbart. Sie ha-
ben den Zweck, die bei dem Betrieb des Rechen-
zentrums entstehende Abwärme aus Klima-
schutzaspekten sinnvoll zu nutzen, soweit dies 
technisch möglich und wirtschaftlich ist. Auch die 
Vorhabenträgerin hat ein Interesse an einer Nut-
zung der Abwärme, da sie ihrerseits die regulati-
ven Anforderungen bestmöglich erfüllen und wo 
möglich auch zu übertreffen sucht.  

Zu diesem Zweck verpflichtet sich die Vorhaben-
trägerin, an dem Aufbau eines Wärmenetzes 
mitzuwirken, die technischen Voraussetzungen 
für die Abwärmenutzung (Schnittstelle) zu schaf-
fen und der Stadt (bzw. einem Abwärmenetzbe-
treiber) die Abwärme kostengünstig mit der je-
weils im Rechenzentrum anliegenden Vorlauf-
temperatur zur Verfügung zu stellen.  

Da in der Stadt derzeit noch kein Wärmenetz 
existiert, in das die Abwärme des Rechenzent-
rums eingespeist werden könnte, untersuchen 
Stadt, Verbandsgemeinde und Vorhabenträgerin 
die hierzu denkbaren konzeptionellen Lösungen. 
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat bereits 
eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, 
welche die Realisierung einer kommunalen Wär-
meplanung unter Berücksichtigung der Nutzung 
von Abwärme durch den Rechenzentrumscam-
pus prüft. Die Vorhabenträgerin flankiert dies mit 
eigenen Untersuchungen. Ein besonderes Au-
genmerk wird dabei auf Synergien mit der heimi-
schen Wirtschaft gelegt und geprüft, wie auf den 
angrenzenden, noch zu entwickelnden gewerbli-
chen Bauflächen Gewerbe angesiedelt werden 
kann, welches die Abwärme sinnvoll nutzen 
könnte.   

Um eine effiziente Umsetzung in diesem Sinne 
auch tatsächlich zu ermöglichen, beteiligt sich 
die Vorhabenträgerin nach dem städtebaulichen 
Vertrag an der Konzeption und der Umsetzung 
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8. 
Rheinhessen ist eine überdurchschnittlich warme Region, die 
sich durch den Klimawandel überdurchschnittlich stark er-
wärmt. Standortbedingt wird eine überdurchschnittlich 
starke Kühlung der Serverhallen erforderlich sein, die über-
durchschnittlich viel Abwärme produziert. 

 

 

 

9. 
Es gibt kein Fernwärmenetz und aktuell auch kein relevantes 
kommunales Wärmenetz in der Nähe der Fläche. Also 
müssten Abnehmer für die Abwärme geschaffen werden. 

 

 

10. 
Darunter könnte auch die Entwicklung des geplanten, un-
mittelbar benachbarten Gewerbegebietes leiden, denn eine 
Abnahme der Abwärme könnte hier obligatorisch werden. 

 

 

11. 
Da der Klimaschutz im Baugesetz verankert ist und das ge-
plante Rechenzentrum eine negative Klimabilanz ausweisen 
wird, wie zutreffend auch im Bebauungsplan ausgeführt 
wird, müssen dem erhebliche Argumente gegenüberstehen, 
um behördlicherseits eine Abwägungsentscheidung zuguns-
ten eines Rechenzentrums treffen zu können. 

der Abwärmenutzung mit erheblichen finanziel-
len Mitteln. Sie leistet einen namhaften Beitrag 
zur Konzepterstellung für kommunale Wärme-
planung und der Umsetzung von Wärmekonzep-
ten unter Berücksichtigung der Abwärmenutzung 
aus dem Rechenzentrum. Sobald und soweit eine 
Umsetzung erfolgt, beteiligt sich die Vorhaben-
trägerin auch an den Kosten des Wärmenetzes 
selbst. Insgesamt zeigen die übernommenen 
Verpflichtungen ein klares Bekenntnis zur Abwär-
menutzung.  

Die Rechenzentrums-Module, die auf dem Plan-
gebiet entstehen sollen, werden nach dem der-
zeitigen Stand der Planung über einen Zeitraum 
von etwa 10-15 Jahren errichtet werden. Auf-
grund des rapiden technischen Fortschritts auf 
dem Gebiet der Wärmewiederverwendung sind 
Art und Umfang der Nutzung der Abwärme, die 
auf dem voll ausgebauten Rechenzentrums-
Campus entstehen wird, zwar noch nicht abseh-
bar, die Stadt hat mit den vertraglichen Verein-
barungen mit der Vorhabenträgerin jedoch die 
Voraussetzungen geschaffen, eine bestmögliche 
Nutzung der Ressource in der Zukunft zu sichern. 

 

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.  

Zur Überprüfung der Auswirkungen auf das 
Klima wurde ein umfangreiches Klimagutachten 
zum Bebauungsplan ‚Rechenzentrum‘ erarbeitet. 
Danach ist das Kleinklima in den angrenzenden 
Ortsgemeinden nicht betroffen. Ferner liegen 
keine Anzeichen dafür vor, dass die örtlich ent-
stehende Abwärme relevante nachteilige Ein-
flüsse auf das örtliche Klima haben könnte.  

zu 9. und 10. Die Einschätzung wird nicht geteilt. 

Die Einbindung der Gewerbeflächen wird im 
Rahmen der kommunalen Wärmeplanung unter 
Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
und der Angemessenheit geprüft.  

Auf die Ausführungen zu Punkt 7 wird verwiesen. 

 

 

 

 

 

Die Einschätzung wird nicht geteilt.  

Die behauptete Aussage ist nicht zutreffend. Im 
Gegenteil führt der Umweltbericht zum Bebau-
ungsplan ‚Rechenzentrum‘ in Abschnitt 2.8.6 
‚Zusammenfassende Bewertung Klima‘ aus: 

"Bei Umsetzung des Maßnahmen-Katalogs nach 
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12. 
Da vorliegend weder die gesetzlichen Vorgaben zur Abwär-
menutzung erfüllt werden können noch relevante Arbeits-
plätze geschaffen werden können, werden die Vorausset-
zung zur Erteilung einer Baugenehmigung nach dieser Ab-
wägung mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht vorliegen kön-
nen. Eine Beschränkung der Nutzungsmöglichkeiten durch 
eine ‚Sonderfläche Rechenzentrum‘ oder andere Sonderflä-
chen wäre daher kontraproduktiv. 

 

13. 
Gewerbeflächen für Unternehmen, die den in den vergan-
genen Jahren entwickelten, sanften Tourismus aufgreifen 
und mit der hiesigen Weinkultur verbinden, wären eine Ent-
wicklungsoption, die tatsächlich der Region Perspektive 
böte. 

 

14. 
Die jetzige Planung wird sich nachteilig auf den Weintouris-
mus, auswirken, da sie in der zehnjährigen Bauzeit und da-
nach das Landschaftsbild weithin sichtbar nachhaltig be-
schädigen wird. Davon werde auch ich als Gewerbetreiben-
der, der eine dem sanften Tourismus der Region unterstüt-
zende Produktpalette entwickelt hat, betroffen sein. 

Durch vermehrte Arbeitslosigkeit wird zudem die Kaufkraft 
sinken. 

den Festsetzungen des Bebauungsplans führt die 
Planung zu keinen klimaökologischen Negativef-
fekten.“  

Die Zustimmung der Fachbehörden zur Planung 
liegt vor. Kritische Anmerkungen betreffen ledig-
lich Einzelaspekte der Planung, nicht aber die 
Grundsatzfrage der Ansiedlung von Rechenzen-
tren. 

 

 

Die Aussage, die gesetzlichen Vorgaben zur Ab-
wärmenutzung könnten nicht erfüllt werden, wird 
zurückgewiesen.  

Wie jeder andere Antragsteller ist der Projektträ-
ger verpflichtet, die gesetzlichen Vorgaben zu er-
füllen. Eine genaue Überprüfung von Seiten der 
Genehmigungs- und Zulassungsbehörden darf 
unterstellt werden.  

 

Kenntnisnahme.  

Die Entwicklung des Rhein-Selz-Parks als Gewer-
bestandort steht dem Aufbau eines sanften Tou-
rismus in Verbindung mit der örtlichen Weinkul-
tur in keiner Weise entgegen. Auf die Ausführun-
gen zu Nr. 2 wird verwiesen. 

 
Die Einschätzungen werden nicht geteilt.  

Das Vorhaben hat erhebliche Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild, die sich vollständig weder 
vermeiden noch ausgleichen lassen. Der Bebau-
ungsplan ‚Rechenzentrum‘ sieht aber Festsetzun-
gen vor, welche den Eingriff mindern. Prinzipiell 
ist ein großes Konversionsvorhaben ohne Ein-
griffe in das Landschaftsbild nicht möglich und 
mit den Zielsetzungen des Bebauungsplans auch 
nicht vereinbar. Eine Beschädigung des Land-
schaftsbilds und nachteilige Auswirkungen auf 
den Weintourismus sind nicht zu erwarten. Die 
Hauptorte und -Wege des Tourismus liegen nicht 
im Nahumfeld des Rhein-Selz-Parks. Dass die 
Sichtbarkeit aus weiterer Entfernung kaum gege-
ben ist, zeigen entsprechende Visualisierungen. 
Die Einfügung ins Landschaftsbild wird durch 
den Grünstreifen, der das gesamte Planungsge-
biet umgibt und die konkrete Ausgestaltung der 
einzelnen baulichen Anlagen auf Ebene der Bau-
ordnung erheblich verbessert.   

Die Annahme, es werde zu vermehrter Arbeitslo-
sigkeit kommen, kann nicht nachvollzogen wer-
den. 
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Öffentlichkeit 5 - Stellungnahme vom 29. Aug. 2025 (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplans für den Bau 
von neun Rechenzentren nehme ich hiermit fristgerecht Stel-
lung. Grundlage meiner Einwendung sind die erheblichen 
Abweichungen zwischen den der Öffentlichkeit gemachten 
Zusagen und den tatsächlich in den Planungsunterlagen 
vorgesehenen Maßnahmen. Diese Diskrepanzen werfen 
Fragen hinsichtlich Transparenz, Rechtssicherheit und der 
Wahrung öffentlicher Interessen auf. 

1. Nachhaltigkeit und Energieversorgung 

Zusage: Nutzung von 100 % erneuerbaren Energien, Instal-
lation von Photovoltaikanlagen, umfassende Abwärmenut-
zung. 

Planung: Keine Photovoltaikanlagen auf den Dächern, ob-
wohl dies nach dem Landessolargesetz verpflichtend ist. 
Stattdessen Kühl- und Rückkühlsysteme. Abwärmenutzung 
lediglich auf das gesetzliche Minimum von 20 % be-
schränkt. 

Bewertung: Die Nachhaltigkeitsversprechen werden nicht 
eingehalten. Damit werden Chancen auf eine umweltge-
rechte, innovative Lösung vergeben. 

 

2. Erhalt des Baumbestands 

Zusage: Schonung des bestehenden Baumbestands. 

Planung: Fällung von mindestens 249 Bäumen auf dem 
Gelände sowie weiterer Bäume an der B 420 zur Schaffung 
von Zufahrten. Gleichzeitig bescheinigt die Forstbehörde 
ein ‚waldfreies Gelände‘, obwohl Drohnenaufnahmen ca. 
6 ha Waldfläche nachweisen. 

Bewertung: Dieses Vorgehen widerspricht den gemachten 
Zusagen und dem Landeswaldgesetz, das den Erhalt des 
Waldes fordert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Einwendungen betreffen die Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung. 

 

 

 

 

 

Die Einschätzung wird nicht geteilt.  

Wie gesetzlich festgelegt, muss die Energie bi-
lanziell zu 100 % aus regenerativen Quellen be-
zogen werden.  

Das auf der Projektebene verfolgte Konzept zum 
Einsatz von PV-Anlagen – vertikale Module an 
Fassaden anstelle der Aufstellung auf dem Dach 
– ist mit dem Landessolargesetz vereinbar und im 
Übrigen mit den zuständigen Behörden abge-
stimmt.  

Die gesetzlichen Anforderungen an die Nutzung 
der Abwärme werden fraglos eingehalten.  

 

Die Einschätzung wird nicht geteilt.  

Zu keinem Zeitpunkt, weder mündlich noch 
schriftlich, ist die Zusage gegeben worden, der 
bestehende Baumbestand könne vollständig er-
halten werden. Vielmehr steht die Erhaltung un-
ter dem Vorbehalt, dass sich die geplante Be-
bauung wird verwirklichen lassen. Es ist unver-
meidbar, dafür Bäume zu roden. Diese Rodung 
wird ausgeglichen, innerhalb und außerhalb des 
Geländes. 

Im Bericht der drohnengestützten Geomagnetik 
und Photogrammetrie von ASDRO (FastScan) 
wird von 6 ha Wald gesprochen. Ein Blick auf 
die Karten im Anhang zeigt, dass es sich bei den 
‚Waldflächen‘ um zahlreiche Teilflächen mit Ge-
hölzbeständen handelt, die in dem Bericht fach-
lich, aber nicht rechtlich dem Flächentyp ‚Wald‘ 
zugeordnet wurden. Der Flächentyp Wald wurde 
von ASDRO augenscheinlich für größere Ge-
hölzbestände gewählt. 

Ein Widerspruch zum Landeswaldgesetz liegt 
nicht vor, schon weil es sich bei den Gehölzbe-
ständen nicht um Wald handelt, was das Forst-
amt Rheinhessen bestätigt. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Unter-
scheidung ‚Wald‘ / ‚kein Wald‘ nach den Krite-
rien des Landeswaldgesetzes ohne Bedeutung. 
Gehölzbestände werden unabhängig von dieser 
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3. Eingriffe in das Landschaftsbild 

Zusage: Harmonische Einfügung in das Landschaftsbild. 

Planung: Errichtung von neun Gebäuden mit einer Höhe 
von bis zu 29 m sowie insgesamt 81 Schornsteinen von 42–
45 m Höhe. 

Bewertung: Das Landschaftsbild wird massiv und dauerhaft 
beeinträchtigt. 

 

 

 

 

 

4. Betrieb von Notstromgeneratoren 

Zusage: Einsatz ausschließlich im Notfall. 

Planung: Regelmäßiger Betrieb von ca. 20 Dieselgenerato-
ren pro Werktag zu Testzwecken. Zusätzlich ein ‚Black Buil-
ding Day‘ pro Rechenzentrum und Jahr, bei dem alle Ge-
neratoren gleichzeitig betrieben werden. 

Bewertung: Die tatsächliche Belastung durch Lärm und Ab-
gase wurde gegenüber der Öffentlichkeit nicht transparent 
dargestellt. 

 

 

5. Arbeitsplätze und Steuereinnahmen 

Zusage: Schaffung zahlreicher Arbeitsplätze und erhebli-
cher Gewerbesteuereinnahmen. 

Planung: Rechenzentren sind stark automatisiert, sodass nur 
wenige dauerhafte Arbeitsplätze entstehen. Zudem sind Ge-
werbesteuereinnahmen nicht verlässlich planbar. 

Bewertung: Der tatsächliche Nutzen für die Allgemeinheit ist 
fraglich. 

 

 

 

 

Forderungen 

Ich fordere die Stadtverwaltung auf, im Rahmen des weite-
ren Verfahrens folgende Punkte verbindlich sicherzustellen: 

1. Vollständige Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben, ins-
besondere des Landessolargesetzes, des Landeswaldgeset-
zes und des Energieeffizienzgesetzes. 

 

Qualifizierung entsprechend ihrer Wertigkeit in 
die Eingriffsbilanzierung eingestellt. Der Um-
stand, dass es sich nicht um Wald handelt, redu-
ziert nicht den Umfang der notwendigen Kom-
pensation. 

Die Einschätzung führt nicht zu einer Änderung 
der Planung. 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist die Land-
schaftsbildanalyse durch eine Reihe von Visuali-
sierungen umgesetzt worden. Aus diesen geht 
hervor, dass keine oder nur eine geringe Sicht-
barkeit von den nächstgelegenen Ortsgemein-
den (Dexheim und Schwabsburg) sowie von tou-
ristischen Sichtpunkten gegeben ist. 

Das Plangebiet wird zu allen Seiten mit einer 
dichten Randeingrünung versehen, welche die 
Einbindung in das Landschaftsbild so gut wie 
möglich herstellt. 

Die Unterstellung einer Falschaussage und man-
gelnder Transparenz wird zurückgewiesen.  

Dass Netzersatzanlagen ausschließlich im Not-
fall betrieben werden, wurde und wird nicht aus-
gesagt. Es liegt auf der Hand, dass solche Anla-
gen immer wieder getestet werden müssen, um 
im Notfall ihre Funktion erfüllen zu können. De-
tails können dem Schallgutachten entnommen 
werden, dessen wesentliche Ergebnisse in die 
Begründung zum Bebauungsplan ‚Rechenzent-
rum‘ bzw. in den Umweltbericht übernommen 
worden sind.  

 

Die Einschätzung wird nicht geteilt.  

Einem IT-Unternehmen entsprechend wird sich 
das Arbeitsplatzangebot im Rechenzentrum auf 
zahlreiche hochqualifizierte Jobs erstrecken. 
Ausbildungsplätze werden das Angebot ergän-
zen und jungen Menschen eine langfristige Per-
spektive bieten. Folglich wird die Ansiedlung der 
Rechenzentren das örtlich und regional vorhan-
dene Arbeitsplatzangebot sowohl quantitativ als 
auch qualitativ wesentlich verbessern, und nicht 
zuletzt mittels neuer Arbeitsfelder diversifizieren. 

Zu Gewerbesteuereinnahmen kann und muss 
die Bauleitplanung keine Aussagen treffen. 

 

 

Der Anregung wird obligatorisch entsprochen.  

Die Einhaltung der planungs- und umweltrechtli-
chen gesetzlichen Vorschriften ist durch die ver-
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2. Reduzierung der Baumfällungen auf das absolut notwen-
dige Minimum sowie verbindliche, gleichwertige Ersatz-
pflanzungen. 

 

3. Nachweislich wirksame Maßnahmen zur Minimierung 
von Lärm- und Abgasemissionen. 

 

 

4. Verbindliche Zusagen zur Anzahl der entstehenden Ar-
beitsplätze sowie zu den erwarteten Gewerbesteuereinnah-
men. 

 

 

5. Eine Überarbeitung der Planung, die den ursprünglich 
gemachten Zusagen tatsächlich gerecht wird. 

 

 

 

Schlussbemerkung 

Die aktuellen Planungen stehen in erheblichem Wider-
spruch zu den im Vorfeld gemachten Zusagen. Ich bitte da-
her, meine Einwendungen im weiteren Verfahren vollum-
fänglich zu berücksichtigen und die Planungen entspre-
chend anzupassen. 

schiedenen Genehmigungs- und Zulassungsver-
fahren gewährleistet.  

Der Anregung wird entsprochen.  

Die Beschränkung der Fällungen liegt sowohl im 
Interesse der Stadt Nierstein als auch der Ver-
bandsgemeinde.  

Der Anregung wird entsprochen.  

Entsprechende Nachweise und Genehmigungs-
voraussetzungen nach TA-Lärm und TA-Luft sind 
Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren bei der SGD Süd. 

Die Forderung wird zur Kenntnis genommen.  

Entsprechende Zusagen einzuholen wäre weder 
möglich noch rechtskonform. So verbietet es die 
Gewerbefreiheit, die Ansiedlung eines Unterneh-
mens an Gewerbesteuerzahlungen zu binden.  

Die Forderung wird abgelehnt.  

Es gibt, anders als behauptet, keine erkennbare 
Differenz zwischen Aussagen / Zusagen einer-
seits, und der städtebaulichen bzw. der Projekt-
planung andererseits.   

 

Die Einschätzung wird nicht geteilt.  

Wie bereits erwähnt, existieren die Widersprüche 
nicht.  

Der Antrag auf Änderung der Planung wird ab-
gelehnt.  

 


